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Newsletter – der neue Service der GEW Bayern
 
Seit Ende des vergangenen Jahres gibt die GEW Bayern einen On-
line-Newsletter heraus. Die GEW Bayern möchte damit die Wei-
tergabe aktueller Informationen aus Schule, sozialpädagogischen 
Berufen, Weiterbildung sowie Hochschule und Forschung an ihre 
Mitglieder und alle Interessierten verbessern und verstetigen. Wir 
versandten zunächst einen Newsletter für die Organisationsberei-
che Schule bzw. Hochschule und Forschung. Newsletter zu den 
weiteren Bildungssäulen der GEW folgen oder werden gerade auf 
das neue System umgestellt. 
Unsere Mitglieder sind bereits in die Verteiler aufgenommen. An- 
und abmelden kann sich jede und jeder – unabhängig von einer 
GEW-Mitgliedschaft – unter: gew-bayern.de/newsletteranmel-
dung
Wir freuen uns, wenn ihr uns Rückmeldungen gebt und eure Kol-
leginnen und Kollegen auf dieses GEW-Angebot aufmerksam 
macht. 
Rückmeldungen bitte an: newsletter@gew.bayern

Eure GEW Bayern

Erhöhung des Gewerkschaftsbeitrags

Um die Streikkasse der Gewerkschaft für die nächsten Tarifausein-
andersetzungen zu stärken, hat der Gewerkschaftstag der GEW eine 
Beitragserhöhung für Beamt*innen und Angestellte im öffentlichen 
Dienst beschlossen. Bei den Beamt*innen erhöht sich der Beitrag 
2018 auf 0,81 Prozent und ab dem Jahr 2020 auf 0,83 Prozent des 
Grundgehaltes. Bei den Angestellten sind es 0,75 Prozent und ab 
2020 0,76 Prozent des Tabellenentgelts. 
Die GEW hat für die Landesangestellten eine Gehaltserhöhung zum 
1. Januar 2018 um 2,35 Prozent erreicht. Dieses Ergebnis wird auf 
Beamt*innen und Versorgungsempfänger*innen übertragen. Die 
neu erreichte Stufe 6 bringt den Angestellten, die am 1. Januar 2018 
mindestens fünf Jahren in der Stufe 5 waren, ein weiteres Plus von 
1,5 Prozent. Satzungsgemäß passen wir den Gewerkschaftsbeitrag 
entsprechend der Gehaltsentwicklung an. 

Erwin Saint Paul 
Schatzmeister der GEW Bayern
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tritt. Im Idealfall arbeitet der BR dabei mit 
der/den im Betrieb vertretenen Gewerk-
schaft/en zusammen. 

Es gibt kein betriebliches Handlungs-
feld, in dem der Betriebsrat keine Betei-
ligungsrechte hat. Seine Zuständigkeit 
deckt den gesamten Verantwortungsbe-
reich der Unternehmensleitung ab. Dabei 
unterscheidet das Gesetz zwischen Infor-
mationsanspruch, Beratung und Mitbe-
stimmung. Im Einzelnen hat der Betriebs-
rat zu kontrollieren, dass der Arbeitge-
ber die zugunsten der Beschäftigten gel-
tenden Gesetze, Tarifverträge, Verord-
nungen, Betriebsvereinbarungen sowie 
die Unfallschutz- und Gesundheitsschutz-
vorschriften einhält. Dies gilt auch dann, 
wenn keine Beschwerde bezüglich eines 
Gesetzesverstoßes vorliegt. 

Selbstverständlich berät der Betriebs-
rat auch bei gewichtigen wirtschaftlichen 
Entscheidungen. Obwohl ihm hier der Ge-
setzgeber lediglich Informations- und Be-
ratungsrechte zubilligt, kann der Betriebs-
rat die Interessen, Meinungen und Vor-
schläge der Belegschaft in die jeweiligen 

In Betrieben mit mindestens fünf re-
gelmäßig Beschäftigten finden entspre-
chend dem Betriebsverfassungsgesetz 
(BetrVG) alle vier Jahre zwischen dem 
1. März und dem 31. Mai Betriebsrats-
wahlen statt (§ 13 Abs. 1). 

Die Zahl der Mitglieder des Betriebs-
rats (BR) hängt von der Größe des Be-
triebs ab und ist entsprechend gestaffelt. 
Zum Beispiel besteht er in kleinen Betrie-
ben von fünf bis 20 Beschäftigten aus ei-
nem Mitglied, von 101 bis 200 Beschäf-
tigten aus sieben, von 7.001 bis 9.000 Be-
schäftigten aus 35 Mitgliedern. Gewählt 
wird der BR von den Beschäftigten.

Rechte, Pflichten und 
Aufgaben des Betriebsrats

Der BR vertritt nach dem BetrVG ein-
seitig und auf gleicher Augenhöhe mit 
der Geschäftsleitung die Interessen der 
gesamten Belegschaft, aber auch die 
jedes*r einzelnen Beschäftigten, so wie 
die Geschäftsleitung auf der anderen Sei-
te die Interessen des Arbeitgebers ver-

Der Betriebsrat – 
wichtige Einrichtung am Arbeitsplatz

Verhandlungen einbringen und auf ent-
sprechende Beratung pochen.

Aber auch in alltäglichen Angelegen-
heiten ist die Mitentscheidung des Be-
triebsrats im Interesse der Beschäftigten 
geregelt. Beispiele: Der Betriebsrat ist bei 
jeder geplanten Einstellung, bei der Zu-
ordnung in das betriebliche Entlohnungs-
system, bei einer (Um-)Gestaltung der Ar-
beitsplätze und -abläufe, bei der Überprü-
fung von Arbeitszeitregelungen, beim Er-
stellen von Urlaubsplänen sowie bei Pro-
blemen mit Urlaubswünschen und beim 
Datenschutz involviert. Ohne Beteiligung 
des Betriebsrats gibt es auch keine Ver-
setzungen oder Kündigungen. Kommt 
es zu Betriebsänderungen, -verlagerun-
gen oder gar -schließungen, hat der Be-
triebsrat ebenfalls Informations- und Be-
teiligungsrechte. Er kann versuchen, ei-
nen Sozialplan, schlimmstenfalls zumin-
dest Abfindungen durchzusetzen. Die Lis-
te der Aufgaben des Betriebsrats ist aller-
dings noch wesentlich länger. Die genann-
ten Beispiele verweisen lediglich auf das 
breite Spektrum seiner Aufgaben.

Foto: imago/IPON
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sein und seit mindestens sechs Monaten 
dem Betrieb angehören.

Daneben gibt es die Möglichkeit, sich 
als Mitglied im Wahlvorstand zur Verfü-
gung zu stellen. Dessen Aufgabe ist die 
Vorbereitung und Durchführung der BR-
Wahlen. 

Die GEW bietet interessierten Kol-
leg*innen, die sich eine Kandidatur über-
legen, persönliche und fachliche Un-
terstützung an. Für Mitglieder in Wahl-
vorständen gibt es detaillierte Handrei-
chungen. Für neu gewählte BR-Mitglie-
der bietet die GEW Schulungen an. Als 
Ansprechpartner*innen bezüglich Be-
triebsratswahlen können in der GEW 
Bayern 
n Elke Hahn für die Organisation und 

BR-Seminare (elke.hahn@gew-bay-
ern.de), 

n Gabriele Albrecht-Thum für Weiter-
bildung und sozialpädagogische Be-
rufe in Südbayern (gabriele.albrecht-
thum@gew-bayern.de), 

n Erwin Denzler für Weiterbildung 
in Nordbayern (erwin.denzler@gew.
bayern) und 

n Mario Schwandt für sozialpädagogi-
sche Berufe in Nordbayern (mario.
schwandt@gew-bayern.de) 

kontaktiert werden. 

von Gele Neubäcker 
Mitglied der DDS-Redaktion

Konflikte sind meist nicht zu vermei-
den und vom Gesetzgeber sogar vorgese-
hen. Gleichzeitig fordern dieser und das 
Bundesarbeitsgericht, dass diese Kon-
flikte von beiden Seiten zivilisiert ausge-
tragen werden: »Der Beteiligung des Be-
triebsrats an Entscheidungen des Arbeit-
gebers liegt nach dem Betriebsverfas-
sungsgesetz die Vorstellung zugrunde, 
dass zwischen dem Arbeitgeber und der 
vom Betriebsrat vertretenen Belegschaft 
Interessengegensätze bestehen, die des 
Ausgleichs bedürfen.« (Bundesarbeits-
gericht vom 11.11.1997 - 1 ABR 21/97)

Tätigkeit als Betriebsrats- 
mitglied im BR-Team

Der Betriebsrat ist ein Team von 
Gleichwertigen und Gleichberechtigten, 
die gemeinsam entscheiden. Dement-
sprechend legten das Bundesarbeits-
gericht und andere Arbeitsgerichte fest: 
»Das Betriebsratsmitglied führt sein Amt 
in eigener Verantwortlichkeit.« In der Zu-
sammenarbeit darf kein BR-Mitglied ei-
nem anderen Weisungen erteilen. In Er-
füllung des gesetzlichen Auftrags dür-
fen sich alle BR-Mitglieder aller Proble-
me annehmen. Sinnvollerweise sollte 
die Arbeit aber je nach Interessen und 
Fähigkeiten verteilt werden. BR-Mitglie-
der brauchen unabhängig davon Kennt-
nisse hinsichtlich des Arbeitsrechts, des 
Betriebsverfassungs rechts, des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes und der Be-
triebswirtschaft. Sie müssen reden, ver-
handeln und mit Konflikten umgehen 
können. Um den Rechten und Pflichten 
des Betriebsrats gerecht werden zu kön-
nen, hat der Gesetzgeber den Anspruch 
auf Fortbildung geschützt und geklärt. 

Hierfür muss der Betrieb die Kosten tra-
gen. Außerdem müssen die BR-Schulun-
gen während der Arbeitszeit stattfinden.

Beschlüsse des Betriebsrats haben 
alle Mitglieder – auch der*die Betriebs-
ratsvorsitzende – zu beachten und nach 
außen zu vertreten. Nachdem Betriebs-
ratsmitglieder Konflikte mit dem Arbeit-
geber im Interesse der Belegschaft aus-
tragen müssen und sich nicht »wegdu-
cken« dürfen, haben sie einen besonde-
ren Kündigungs schutz.

GEW-Kolleg*innen in 
die Betriebsräte!

In vielen Betrieben sind GEW-Kol-
leg*innen im BR vertreten. Die Wahlen 
2018 bieten eine Chance, diese Zahl zu 
erhöhen. Voraussetzungen für eine Kan-
didatur sind: Er*sie muss wahlberechtigt 
sein (leitende Angestellte z. B. sind nicht 
wahlberechtigt), mindestens 18 Jahre alt 

Foto: fotolia/Robert Kneschke
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Betriebsräte sagen häufig: »Da kön-
nen wir nichts machen, da ist die Recht-
sprechung eindeutig.« Dieser Satz be-
zieht sich meist auf 
n befristete Beschäftigung, 
n den Missbrauch von befristeten Ver-

trägen als verlängerte Probezeit, 
n Teilzeitbeschäftigung und dauerhaft 

befristete Stundenaufstockung, 
n geringfügige Beschäftigung, bei der 

es sich nach § 2 Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz (TzBfG) um Teilzeitbe-
schäftigung handelt,

n Honorarbeschäftigung oder
n Werkverträge oder Leiharbeit. 

Dass die Rechts- und Gesetzeslage 
für Belegschaften und Betriebsräte hier 
alles andere als günstig ist, ist unbestrit-
ten. Jedoch der Rückzug auf die Recht-
sprechung greift oft zu kurz.

Aufgaben des Betriebsrats

Im § 80 (1) Nr. 1 des Betriebsver- 
fassungsgesetzes (BetrVG) heißt es: »Der 
Betriebsrat hat (…) 1. darüber zu wa-
chen, dass die zugunsten der Arbeit-

nehmer geltenden Gesetze, Verordnun-
gen, Unfallverhütungsvorschriften, Tarif- 
verträge und Betriebsvereinbarungen 
durchgeführt werden«.

Dies gilt für die Arbeitsschutzbestim-
mungen ebenso wie für die Vorschriften 
über Sicherheit und Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz, für den Datenschutz, für 
die Befolgung der sozialversicherungs-
rechtlichen Beitragspflichten, für die Ein-
haltung der Vorschriften hinsichtlich des 
Verleihens von Arbeitnehmer*innen, für 
das Verbot, »das Arbeits- und Sozialrecht 
dadurch zu umgehen«, dass man Be-
schäftigte als »freie Mitarbeiter*innen« 
deklariert oder als Auftragnehmer*innen 
im Sinne eines Werkvertrags usw. Eben-
so gilt es für das TzBfG, das ein Diskrimi-
nierungsverbot für Teilzeitbeschäftigte 
vorsieht. So hat der Betriebsrat darüber 
zu wachen, dass die Verringerung der Ar-
beitszeit wie auch ihre Aufstockung er-
möglicht wird (§ 9 TzBfG). 

Im § 80 (1) Nr. 2 heißt es dann weiter: 
»Der Betriebsrat hat folgende allge- 
meine Aufgaben: (…) 2. Maßnahmen, die 
dem Betrieb und der Belegschaft dienen, 

beim Arbeitgeber zu beantragen«.
Auf dieser Grundlage wäre ein Antrag 

auf Verzicht von Befristungen, zumindest 
aber auf Einschränkung von Befristun- 
gen denkbar. Auch die verbreitete Praxis, 
eine kalendarische Befristung nach § 14 
TzBfG als Probezeit zu nutzen, könnte da- 
mit thematisiert und eingeschränkt wer- 
den. Bezüglich Honorarbeschäftigung, 
Scheinselbstständigkeit, Werkverträge  
etc. käme § 80 Abs. 2 BetrVG in Betracht.

 
Der Betriebsrat muss 
informiert werden 

Der Arbeitgeber muss den Betriebsrat 
rechtzeitig und umfassend über Perso-
nen, die nicht in einem Arbeitsverhältnis 
zu ihm stehen, informieren (z. B. Hono- 
rarkräfte, Leiharbeiter*innen usw.). Die 
Voraussetzung für eine umfängliche Be-
triebsratsvertretung der ganzen Beleg-
schaft ist die Information des Betriebs-
rats. Ein Betriebsrat, der nicht weiß, was 
in seinem Betrieb los ist, der nicht weiß, 
welche Arbeitsplätze es gibt, wer im Be-
trieb in welchem Beschäftigungsverhält-

Befristung, Minijobs, Leiharbeit – 
Betriebsräte haben 
Einflussmöglichkeiten

Foto: fotolia/Marco 2811
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nis arbeitet und wie sich die Auftragsla-
ge gestaltet, hat schon verloren. Deshalb 
muss er jede Informationsquelle gemäß 
BetrVG nutzen. Auf folgende Paragrafen 
kann er sich dabei berufen:

Die genannten Informationsrech-
te sind so »rechtzeitig zu erteilen, dass 
der Betriebsrat noch Einfluss nehmen 
kann« (§ 92 BetrVG und Rechtspre-
chung). Übrigens gelten Verstöße ge-
gen diese Informationspflicht durch 
den Arbeitsgeber als Ordnungswidrig-
keit, die mit einem Bußgeld von bis zu 
10.000 Euro geahndet werden kann. Ne-
ben der verspäteten Information fallen 
darunter auch eine wahrheitswidrige 
und eine unvollständige Information 
(§ 121 BetrVG). In Verbindung mit § 80 
BetrVG, der die allgemeine Zuständigkeit 
des Betriebsrats festlegt, ergibt sich das 
Fundament der Betriebsratsarbeit. Zu-
sammen mit den Informationen aus dem 
»Informationshaus« (vgl. obenstehende 
Grafik) resultieren unter Umständen an- 
dere Handlungsmöglichkeiten. Eckart 
Stevens-Bartol, Richter a. D. am bayeri-
schen Landessozialgericht, spricht hier- 
bei von der »Blumenstraußtheorie«: 
»Bemerkt der Betriebsrat im Betrieb 
einen Vorgang, von dem er glaubt, dass 
dieser Auswirkungen auf die Belegschaft 
entfalten könnte, so genügt es nicht, 
eine für das Problem jeweils geeignet er-
scheinende Vorschrift im BetrVG zu su-

chen, diese zu studieren und sodann das 
zu tun versuchen, was mit Hilfe dieser 
Vorschrift getan werden kann. Vielmehr 
sollte man jedes Problem als komplexe, 
eine Vielzahl von Aspekten enthaltende 
und berührende Situation begreifen und 
unter Einbeziehung sämtlicher betroffe-
ner Aspekte versuchen, ein Gesamtpa-
ket von Maßnahmen zur Lösung des Pro-
blems zu erarbeiten.«

Betrachtet der Betriebsrat demge-
mäß § 92 BetrVG, der ihm Informations- 
und Beratungsrechte bei den Themen 
n Personalbedarf, 
n Personalbeschaffung, 
n Personaleinsatz,
n Personalabbau, 
n Personalentwicklung und 
n Personalkosten 
einräumt, sieht die Lage im Falle einer 
Nichtverlängerung von befristeten Ver-
trägen anders aus, als wenn nur der Ge-
setzestext des TzBfG zugrunde gelegt 
wird. Ein Betriebsrat, der akribisch je-
den einzelnen befristeten Vertrag ver-
folgt und dabei überwacht, dass die 
Kolleg*innen über die Weiterbeschäf-
tigung drei Monate vor Ablauf des Ver-
trags informiert werden, und im Perso-
nalplanungsgespräch mit dem Arbeitge-
ber um jeden einzelnen befristeten Ver-
trag kämpft, wird seiner Verantwortung 
gerecht. Ein derart gut präparierter Be-
triebsrat könnte z. B. unter Einbindung 
der ebenfalls gut informierten Beleg-
schaft eine freiwillige Betriebsvereinba-
rung zum Umgang mit befristeten Ver-
trägen anstreben. Eine mögliche Rege-
lung wäre dabei z. B., Befristungen aus-
schließlich mit sachlichem Grund zu ver-
einbaren bzw. nach der Probezeit den 
Vertrag zu entfristen (§ 88 BetrVG).

Zudem bietet § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG 
dem Betriebsrat ein Zustimmungsver- 
weigerungsrecht zu einer Einstellung, 
wenn »die durch Tatsachen begründete 
Besorgnis besteht, dass infolge der per- 
sonellen Maßnahme im Betrieb be- 
schäftigte Arbeitnehmer gekündigt wer- 
den oder sonstige Nachteile erleiden«. 
Als Nachteil gilt bei unbefristeter Ein-
stellung auch die Nichtberücksichtigung 
eines*r gleich geeigneten befristet Be-
schäftigten. Ein Zustimmungsverweige-
rungsrecht steht dem Betriebsrat auch 
im Falle einer Einstellung zu, wenn es im 
Betrieb eine*n Kolleg*in gibt, die ihre 
Stundenzahl nach TzBfG erhöhen möch-
te und ihr dies verweigert wird. Analog 
dazu ist der Betriebsrat auch bei einer ge- 
wünschten Stundenreduzierung gefragt.

Mitbestimmungsrechte  
nützen allen 
Arbeitnehmer*innen

Darüber hinaus hat der Betriebsrat 
eine Vielzahl von Mitbestimmungsrech-
ten, u. a. nach § 87 BetrVG, die befris-
tet Beschäftigte, Teilzeitbeschäftigte und 
Leiharbeitnehmer*innen durch Schaf-
fung allgemeingültiger verbindlicher Re-
geln vor Ungleichbehandlung schützen. 
Sie beziehen sich z. B. auf: 
n Fragen der Ordnung des Betriebs, 

die alles umfassen, was das Ver-
halten der Arbeitnehmer*innen im  
Betrieb umfasst, wie z. B. Krankmel- 
dung, Krankenkontrollen, IT-Sicher- 
heitsrichtlinien, Krankengespräche, 
Mitarbeiter*innengespräche        mit    Ziel- 
vereinbarung, Kund*innenbefragun- 
gen u. v. m.

n Beginn und Ende der täglichen Ar-
beitszeit, einschließlich der Pausen

n Urlaubsgrundsätze
n Einführung technischer Einrichtun-

gen
n Regelungen zur Verhütung von Ar-

beitsunfällen
n Ausgestaltung von Sozialeinrichtun-

gen
n Fragen der betrieblichen Lohngestal-

tung

Kollektive Regelungen sind 
Betriebsvereinbarungen

Zu den oben genannten kommt noch 
ein weiteres Mitbestimmungsrecht, das 
in den Betriebsvereinbarungen, die zwi-
schen Arbeitgeber und Betriebsrat aus-
gehandelt werden und die dann unmit-
telbar und zwingend gelten, begrün-
det liegt. Werden Arbeitnehmer*innen 
durch eine Betriebsvereinbarung Rechte 
eingeräumt, so ist ein Verzicht darauf nur 
mit Zustimmung des Betriebsrats zuläs-
sig. Die Verwirkung dieser Rechte ist aus-
geschlossen (§ 77 BetrVG). 

Ausgenommen davon sind ledig-
lich die Arbeitsentgelte. Ihre Höhe wird 
über Tarifverträge, die mit den Gewerk-
schaften geschlossen werden, geregelt. 
Existiert kein Tarifvertrag, stellt der Be-
triebsrat Grundsätze und allgemeine 
Regelungen zur betrieblichen Lohnge-
staltung auf. Dies soll vor einer willkür-
lichen Lohngestaltung schützen. Dabei 
geht es um die Angemessenheit und 
Durchsichtigkeit des innerbetrieblichen 
Lohngefüges, nicht jedoch um die Ent-
gelthöhe.
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Gut informiert unterstützt die 
Belegschaft den Betriebsrat

Arbeitgeber und Betriebsrat arbei-
ten unter Beachtung der geltenden Ta-
rifverträge vertrauensvoll und im Zu-
sammenwirken mit den im Betrieb ver-
tretenen Gewerkschaften und Arbeitge-
bervereinigungen zum Wohl der Arbeit- 
nehmer*innen und des Betriebs zu-
sammen (§ 2 BetrVG). Damit die Beleg-
schaft von dieser Zusammenarbeit er-
fährt und die Kolleg*innen den Betriebs-
rat bei seiner Arbeit unterstützen, soll-
ten die oben genannten Instrumente der 
Informationsgewinnung auch dafür ge-

nutzt werden, die Belegschaft umfäng-
lich zu informieren. Nur so können die 
Arbeitnehmer*innen die Arbeit des Be-
triebsrats nachvollziehen und unterstüt-
zen. Mittel dazu hat der Betriebsrat vie-
le: Berichte auf der Betriebsversamm-
lung, Aushänge, Betriebsratszeitung, 
Schwarze Bretter, Gespräche, Sprech-
stunden usw.

von  
Gabriele Albrecht-Thum

Gewerkschaftssekretärin für 
Weiterbildung und  

sozialpädagogische Berufe 
(Südbayern)

Weitblick gewinnen

»Grundlage für die Qualität unse-
rer Mitbestimmung sind Informationen, 
durch die wir Übersicht gewinnen. Wen 
wundert’s, dass der Kampf der Unterneh-
men gegen Beteiligungsrechte von Be-
triebsrat und Belegschaft am hartnäckigs-
ten durch die Verweigerung von Informa-
tionen geführt wird. Was nutzt uns Mitbe-
stimmung ohne Wissen?«

Knut Becker (2015 gestorben), 
ehemaliger Betriebsratsvorsitzender, Be-

triebsrätetrainer und Autor,
Herausgeber der Arbeitsrechtszeitschrift 

»Der Gegenpol«.

An den bayerischen 
Schulen gibt es viele 
Kolleginnen und Kollegen 
mit befristeten Verträgen, 
während dauerhafte Plan-
stellen nicht bedarfsgerecht 
aufgestockt werden.
Das bedeutet für die von 
den Befristungen betroffen- 
en Kolleginnen und Kollegen 
existenzielle Unsicherheit. 
Viele von ihnen sind ledig-lich 
befristet angestellt, etliche 

leben im Sommer von Ar- 
beitslosengeld oder müssen – wegen 
nicht ausreichender Ansprüche aus der 
Arbeitslosenversicherung – kurzzeitig 
sogar Hartz IV beantragen.
Kolleginnen und Kollegen, die für 

das laufende zweite Schulhalbjahr 
2016/2017 etwa an der FOS/BOS be- 
fristet eingestellt wurden, wurde so- 
gar während dieser befristeten Anstel- 
lung in den Pfingstferien eine Woche 
lang kein Entgelt bezahlt. Der Unter-
richtseinsatz dieser Kolleginnen und 
Kollegen erfolgt meist vollständig in 
den Vorklassen und elften Klassen. 
Dennoch können sie als Zweitkorrektor 
für die Abschlussprüfungen der 12. und 
13. Klassen eingesetzt werden. Somit 
müssen sie in dieser nicht bezahlten Zeit 
auch noch korrigieren.
Die Personalversammlung der FOS/BOS 
____________ fordert das Bayerische 
Kultusministerium sowie die Regierung 
von ___________ auf, diese unwürdigen 
»Tagelöhner«-Zustände zu beenden.

FOS/BOS-Personalversammlung 
fordert: 
Befristete Arbeitsverträge 
endlich entfristen!

Der Name der Schule, deren Personalversammlung 
die folgende Erklärung verabschiedet 

hat, ist der DDS-Redaktion bekannt, die 
Weiterverwendung der Erklärung auf eigenen 
Personalversammlungen  ist ausdrücklich 

erwünscht.

Erklärung der Personalversammlung der ________________:
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Alle vier Jahre stellt sich eine Frage, 
der Wahlvorstände und Betriebsräte ger-
ne ausweichen: Sind die Referent*innen, 
Honorardozent*innen, Externen oder, 
wie sie sonst noch heißen mögen, denn 
wahlberechtigt? Sind Betriebsräte für 
diese zuständig?

Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) 
sagt: Nein. Als Arbeitnehmer*innen gel-
ten nur Arbeiter*innen, Angestellte und 
Auszubildende. Auch Heimarbeiter*in- 
nen, die es in Bildungseinrichtungen aber 
kaum geben dürfte, und Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes, die ihre Arbeit in 
einem privaten Betrieb ausüben, zählen 
dazu; also z. B. auch verbeamtete Leh-
rer*innen, die an Privatschulen unter-
richten. 

Wer ist eigentlich 
selbstständig?

Aber was ist mit den angeblich 
Selbstständigen, die freiberuflich in der 
Erwachsenen- und Weiterbildung, an 
Musikschulen, nicht selten auch an pri-
vaten beruflichen Schulen, in der ge-
werkschaftlichen und politischen Bil-
dung und an privaten Hochschulen un-
terrichten? Selbst an Schulen gibt es 
immer mehr Arbeitsverhältnisse, die 
nicht als »klassisch« bezeichnet wer-
den können: Gemeint sind hier z. B. die 
Mitarbeiter*innen in der Ganztagsbe-
treuung, externe Lehrkräfte und sozial-
pädagogische Betreuer*innen in den Be-
rufsintegrationsklassen sowie Schul-be-
gleiter*innen im Rahmen des inklusiven 
Unterrichts. Bei ihnen ist auf den ersten 
Blick gar nicht klar, welcher Betriebsrat 
überhaupt zuständig ist – der des ent-
sendenden Unternehmens oder der der 
Bildungseinrichtung, an der sie arbeiten? 
Da viele der oben Genannten an staatli-
chen Schulen arbeiten, kommt noch ein 
weiteres Problem dazu: An staatlichen 
Schulen gilt das BetrVG nicht. Die Fra-
ge wäre also, ob hier der Personalrat zu-
ständig ist. 

Wer wirklich selbstständig ist, hängt 
nicht nur vom Wortlaut des Dienstver-
trages ab. Wenn ein*e Mitarbeiter*in in 
einen Betrieb eingegliedert und an Wei-
sungen gebunden ist, spricht man von 
einem Arbeitsverhältnis, auch wenn der 

Arbeitgeber den Kündigungsschutz und 
die soziale Absicherung gerne vermeiden 
möchte. Der Betriebsrat (oder der Wahl-
vorstand) darf selbst beurteilen, ob sei-
ner Meinung nach ein Arbeitsverhältnis 
vorliegt. Nach der Rechtsprechung ist das 
bei Pflichtunterricht an Schulen, die dem 
Landesschulrecht unterliegen, immer der 
Fall. Das Gleiche gilt auch für staatlich ge-
nehmigte oder anerkannte Ersatzschu-
len – egal, ob die Kolleg*innen nur weni-
ge Stunden oder in Vollzeit unterrichten 
und was sie sonst noch arbeiten. Der Ar-
beitgeber wird dem Wahlvorstand diese 
Mitarbeiter*innen in der Liste der wahl-
berechtigten Arbeitnehmer*innen aber 
nicht ausweisen.

Die Rechte des Betriebsrats

Nach § 80 Abs. 2 BetrVG hat der Be-
triebsrat aber einen Anspruch auf Un-

terrichtung. Dieser bezieht sich »auch 
auf die Beschäftigung von Personen, die 
nicht in einem Arbeitsverhältnis zum Ar-
beitgeber stehen, und umfasst insbeson-
dere den zeitlichen Umfang des Einsat-
zes, den Einsatzort und die Arbeitsaufga-
ben dieser Personen.« Diesen Anspruch 
sollten der Betriebsrat und der Wahl-
vorstand auch einfordern. Vielen Gremi-
en ist dieses Eisen aber zu heiß. Ihre Be-
fürchtung: Wenn die vermeintlich Selbst-
ständigen in die Wahl einbezogen wer-
den, könnte später die Wahl angefoch-
ten werden. Dann muss das Arbeitsge-
richt entscheiden. 

Sind die »Externen« wirklich selbst-
ständig, hat der Betriebsrat abgesehen 
vom Informationsanspruch keine di-
rekten Rechte. Honorarkräfte gelten als 
»freie Unternehmer*innen«, die angeb-
lich keine Interessenvertretung benöti-
gen. Nur wenn ein Themenkomplex auch 
die Arbeitnehmer*innen betrifft, kann 
sich für den Betriebsrat ein Mitbestim-
mungsrecht ergeben. Betriebspolitisch 
wichtig ist die Frage der Zuständigkeit 
aber allemal: Mit Honorarverträgen wer-
den Arbeitgeberpflichten umgangen; ein 
Vorgehen, das auch den regulär Beschäf-
tigten schadet. 

GEW bietet Unterstützung an

Auch die GEW kann keine allge-
meingültige Aussage dazu treffen, wer 
denn nun »selbstständig« oder »schein- 
selbstständig« ist, obwohl diese Fra-
ge weitreichende Folgen für die Kol-
leg*innen hat. Gemeint sind dabei Fra-
gen zur Sozialversicherung, zum Kün-
digungsschutz, zur Entgeltfortzahlung 
u. v. m. Die Rechtsprechung dazu ist 
bisher leider sehr uneinheitlich. Wir 
von der GEW bieten den betroffenen 
Kolleg*innen, den Betriebsräten und 
Wahlvorständen aber Beratung dazu an. 

von Erwin Denzler
Gewerkschaftssekretär  

für Weiterbildung  
und Privatschulen

Was kann der Betriebsrat für 
»Selbstständige« tun?
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Es ist offensichtlich: Die hiesige Rechte 
schickt sich an, die Betriebsratswahlen 
2018 für ihre Zwecke zu nutzen und mit 
eigenen Listen anzutreten. Die Kampagne 
»Werde Betriebsrat« formuliert unzwei- 
deutig: »... werden wir eigene Kandidaten 
und Vertrauensleute in den Betrieben 
wählen. So gewinnen wir unsere Selbstbe- 
stimmung zurück und entmachten zeit-
gleich das Kartell der Gesinnungswäch-
ter. Es gilt, Betriebsrat zu werden!«1 Se-
hen wir von der szeneüblichen Mischung 
aus Wehleidigkeit, angeblich verfolgter 
Unschuld und Großmäuligkeit ab, ist fest-
zuhalten, dass die Zustimmung von Ge-
werkschaftsmitgliedern zur AfD bei der 
Bundestagswahl 20172 das prinzipiell vor-
handene völkische Potenzial auch unter 
Gewerkschaftsmitgliedern zum Ausdruck 
bringt. Die Parole »Patrioten schützen Pa-
trioten« zielt genau darauf ab.

Ideologie von AfD & Co steht 
der Einheitsgewerkschaft 
entgegen

Offen ist noch, in wie vielen Betrie-
ben derartige rechte Listen wirklich ange-
boten werden. Klar ist aber, dass die völ-
kische Rechte die abhängig Beschäftigten 
im Rahmen ihrer Vorstellung von Volks-
gemeinschaft gesondert ansprechen will. 
Dies bestätigt auch der rechte Ideologe 
Jürgen Elsässer, wenn er von der »Eröff-
nung einer neuen Front« spricht.

Der Kern der Gegnerschaft gegen die 
Einheitsgewerkschaft besteht in zweier-
lei Hinsicht: Zum einen dementiert ihre 
schiere Existenz den Schwindel von der 
homogenen Volksgemeinschaft prinzipi-
ell. Stellt die Einheitsgewerkschaft doch 
klar, dass die Gesellschaft von gegen-
sätzlichen Interessen durchzogen ist, de-
ren theoretische und praktische Aus-
tragung der Zweck der Gewerkschaf-
ten ist. Zum anderen ist es für völki-
sche Nationalist*innen kaum auszuhal-
ten, dass das einzig relevante Kriterium 
der Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft 
die Tatsache der Lohnabhängigkeit ist3 

und somit jede*r unabhängig von Her-
kunft, Staatsbürgerschaft, Hautfarbe, se-
xueller Orientierung, Geschlecht etc. Mit-
glied sein kann. Denn wer Ökonomie als 
völkisches Gemeinschaftswerk versteht, 
meint, die Zugehörigkeit zu einem nati-
onalen Kollektiv mache das wirkliche Le-
ben aus. Das wirkliche Leben, mit dem 
Beschäftigte konfrontiert sind, liegt in der 
Regel außerhalb ihres Weltbildes. Dieses 
ergibt sich nicht aus der nationalen Zu-
gehörigkeit, sondern unterliegt kapitalis-
tischen und staatlichen Imperativen. Die 
Rechte interessiert sich nicht für die Inte-
ressen von Lohnabhängigen, sondern für 
deren klaglose Einordnung ins völkische 
Kollektiv. Der völkische Nationalismus 
festigt die ökonomischen Grundstruktu-
ren und Herrschaftsverhältnisse und will 
die freie Interessenvertretung von Lohn-
abhängigen schwächen und letztlich aus-
schalten. Dies ist im völkischen Denken 
konstitutiv enthalten, es ist der Klassen-
inhalt dieses Denkens und deshalb wird 
die Einheitsgewerkschaft auch als prinzi-
pieller Gegner betrachtet.

Die Rechte bzw. ihr derzeitiger politi-
scher Hauptrepräsentant, die AfD, pran-
gern nicht die materiellen Lebensverhält-
nisse der Leute als Problem an. Nichts 
von dem, was von AfD und anderen ge-
fordert wird, ist darauf ausgerichtet, das 
Zurechtkommen mit Arbeit, Lohn, Miete, 
Sozialleistungen, Bildung etc. zu verbes-
sern. Stattdessen neoliberale Grundpo-
sitionen und völkische Ideale, viel Sehn-
sucht nach der vermeintlichen Wärme 
der Volksgemeinschaft – das ist der Kern 
ihres Denkens. Abstraktion von den ma-
teriellen Lebensverhältnissen der Lohn-
abhängigen, stattdessen völkische Mo-
ral und immaterielle Anerkennung als Teil 
der Volksgemeinschaft – das ist der völ-
kische Kern angesichts einer kapitalis-
tischen Wirklichkeit, die die angebliche 
völkische Einheit jedoch täglich demen-
tiert.

Das Ziel: 
Schwächung der Betriebsräte 
und Gewerkschaften

Elsässers »neue Front« dient dem 
Zweck, dieses auch in Teilen der Beschäf-
tigten zu findende Bewusstsein gegen die 

Gewerkschaften und die gewerkschaft-
lich orientierten Betriebsräte in Stellung 
zu bringen. Dies bewirkt letztendlich die 
Schwächung der betrieblichen Interes-
senvertretungen, die Diskriminierung von 
bestimmten Teilen der Beschäftigten und 
eine Betriebspolitik in den Farben Gelb4 
und Braun. Für die Beschäftigten ist eine 
solche Orientierung durch und durch 
schädlich, nicht nur prinzipiell, sondern 
auch angesichts der gegenwärtigen (vgl. 
Prekarisierung) und der zukünftigen Ent-
wicklungstendenzen von Arbeit (vgl. In-
dustrie 4.0).

Gewerkschafter*innen sollten 
dagegenhalten 

Daraus ergeben sich für Gewerk-
schafter*innen im anstehenden Betriebs- 
ratswahlkampf folgende Konsequenzen:
n Sie sollten die inhaltliche Auseinan-

dersetzung mit der völkischen Rech-
ten insbesondere zu den Themen 
Lohnarbeit, Interessen und Soziales 
führen und den Kolleg*innen Ange-
bote der Interpretation anbieten.

n Sie sollten Argumentationshilfen 
für die gewerkschaftlichen Kandida-
t*innen entwickeln, um sie für die 
inhaltliche Auseinandersetzung zu 
stärken.

n Das Thema sollte in den Wahlvor-
standsschulungen behandelt wer-
den.

n Gewerkschafter*innen sollten soli- 
darisch mit all den Kolleg*innen 
sein, die von der völkischen Rech-
ten ausgegrenzt werden (z. B. 
durch Beratungsangebote bei Belei- 
digungen und sonstigen Angriffen).

n Informationen auf den Homepages 
zu den BR-Wahlen sowie Flyer und 
Publikationen sollten die Kolleg*in-
nen bei dieser Arbeit unterstützen.

von Wolfgang Veiglhuber
DGB-Bildungswerk Bayern e.V.

Literaturtipps:
Stefan Dietl: Die AfD und die soziale Frage. Unrast-
Verlag 2017
Rolf Gloel, Kathrin Gützlaff, Jack Weber: Gegen 
Rechts argumentieren lernen. VSA Verlag 2017

Völkisch-nationalistische Initiativen 
suchen Einfluss in Betrieben

1 vgl. werdebetriebsrat.de
2 15 Prozent der Mitglieder einer DGB-Gewerkschaft 

stimmten bei der letzten Bundestagswahl für die AfD.
3 Rechte Nationalist*innen verstehen Lohnabhängig-

keit nicht als solche und schon gar nicht als Herr-
schaftsverhältnis.

4 Sogenannte gelbe Gewerkschaften agieren wirt-
schafts- und unternehmerfreundlich.
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Nach der Bundestagswahl vom  
24. September 2017 zog mit der Alter-
native für Deutschland (AfD) erstmals in 
der Geschichte der Bundesrepublik eine 
Partei in den Bundestag ein, in der mehr 
als die Hälfte ihrer Bundestagsfraktion 
Rassist*innen, Ausländerfeind*innen,  
Nationalist*innen und Personen mit teils 
offen faschistischen Denkmustern sind. 
Die gesamte Fraktion kann als gewerk-
schaftsfeindlich angesehen werden. Hier 
von Rechtspopulist*innen zu reden, 
wäre verharmlosend. 

Auch wenn manche Passagen im AfD-
Programm wie Forderungen nach mehr 
sozialer Gerechtigkeit klingen, sind dies 
nur plakative Formeln, um im Grunde 
ein rechtsgerichtetes, völkisches Pro-
gramm durchzusetzen. Daneben ist das 
Programm der AfD überaus wirtschafts-
liberal: Wenn nach ihm die Bundesre-
publik Deutschland umgestaltet würde, 
würde gleichzeitig jeglicher soziale Fort-
schritt rückgängig gemacht. 

Wie das öffentliche Auftreten von 
AfD und ihnen nahestehenden Organi-
sationen wie Pegida München aussieht, 
erfuhren viele Kolleginnen und Kollegen 
Anfang November vor dem Münchner 
Gewerkschaftshaus anlässlich des Anti-
fa-Kongresses, der im DGB-Haus tagte 
(vgl. DDS 12/2017, S. 22).

Doch auch der Facebook-Auftritt 
der AfD gibt Aufschluss über ihre Men- 
schenverachtung und die ihrer Anhän-
ger*innen. So wertete Frida Westrick 
für das Magazin »der rechte rand« vom 
1. Mai bis 1. Juni 2017 die Facebook-
Timeline der AfD aus. Das Resümee: Die 
AfD und ihre Anhänger*innen servieren 
auf Facebook häppchenweise Hass und 
Häme.1

GEW-Mitgliedschaft 
unvereinbar mit der AfD

Die GEW positionierte sich bereits 
auf ihrem Gewerkschaftstag im Mai 2017 
klar mit dem Antrag »AfD und GEW ste-
hen sich diametral entgegen«.2 Darin 
wird deutlich, dass die Positionen der 

AfD sowie anderer rechtspopulistischer 
Parteien und Gruppierungen der extre-
men Rechten mit den Werten und Zie-
len der GEW unvereinbar sind. Der bay-
erische GEW-Landesvorstand beschloss 
deshalb Anfang Dezember 2017, gegen 
GEW-Mitglieder, die öffentlich für die 
AfD und ihre Programmatik eintreten, 
Ausschlussverfahren aus der GEW einzu-
leiten.

DGB Bayern: 
Keine Plattform für die AfD in 
Bayern

Auch der bayerische DGB-Bezirksvor-
stand stärkte einen DGB-Beschluss des 
Bundesvorstands, indem er im Oktober 
2017 einstimmig eine klare Trennlinie 
zur AfD beschloss (s. Kasten).

Aufklärung tut not, 
bei Schüler*innen und 
Kolleg*innen

Mindestens genauso wichtig ist aber 
Aufklärung über die wahren Ziele die-

Keine Gemeinsamkeiten zwischen 
AfD und Gewerkschaften

1 »Ein Monat mit der AfD« vom 9.11.2017; Download: 
gew.de

2 Beschlossener Antrag des GEW-Gewerkschaftstags 
2017: »5.16 AfD und GEW stehen sich diametral ent-
gegen«, Download: gew.de

Beschluss des DGB-Bezirksvorstandes:
Keine Plattform für die AfD in Bayern 
Angesichts der Entwicklungen der AfD präzisiert der DGB-Bezirksvorstand 

Bayern die bisherigen Empfehlungen des geschäftsführenden DGB-Bundesvor-
standes vom 06.03.2017. Zum Umgang mit der AfD in Bayern beschließt der DGB-
Bezirksvorstand Bayern: 
1.  Zu Veranstaltungen des DGB Bayern, der Regionen und der DGB-Stadt- und 

Kreisverbände in Bayern werden AfD-VertreterInnen oder KandidatInnen der 
AfD für politische Mandate nicht eingeladen, weder als Akteure auf Podien 
noch als Gäste z. B. bei Empfängen oder Ehrungen. 

2.  Zu Veranstaltungen des DGB Bayern, der Regionen und der DGB-Stadt- und 
Kreisverbände werden AfD-MandatsträgerInnen und deren MitarbeiterInnen 
nicht eingeladen, weder auf Podien, zu politischen Diskussionen noch als Gäs-
te bei Empfängen, Jubiläen o. ä. 

3.  Haupt- und ehrenamtliche FunktionärInnen des DGB-Bayern nehmen an Ver-
anstaltungen der AfD nicht teil. Gleiches gilt für Einladungen zu Gesprächen, 
Empfängen oder sonstigen Veranstaltungen der AfD Bayern oder deren Man-
datsträgerInnen.  

4.  Anfragen an den DGB Bayern, an die DGB-Regionen und DGB-Stadt- und Kreis-
verbände in Bayern durch die AfD oder deren MandatsträgerInnen zu Gesprä-
chen oder zum Austausch werden ablehnend beantwortet. Gleiches gilt für 
Anfragen zu Stellungnahmen oder örtlichen Positionierungen. 

5.  Laden Dritte zu Veranstaltungen ein, zu denen auch AfD-VertreterInnen ein-
geladen sind, ist abzuwägen, ob es gelingt, gewerkschaftliche Positionen zu 
vermitteln. Dies muss sorgfältig je Einzelfall im Vorfeld und in Absprache mit 
dem geschäftsführenden DGB-Bezirksvorstand Bayern ausgelotet werden. 

ser rechten, zugleich konsequent wirt-
schaftsliberalen Partei. Ein Berufsschul-
kollege ließ beispielsweise vor der Bun-
destagswahl seine Schüler*innen das 
Programm der AfD nach gewerkschaftli-
chen Forderungen durchforsten. Das Er-
gebnis: »Die sind ja schlimmer wie die 
FDP«, stellte ein Schüler fest. »Die setzen 
sich ja überhaupt nicht für uns Arbeiter 
ein!« Wer dann noch die bildungspoliti-
schen Forderungen liest, stellt fest: Die 
AfD verfolgt einen bildungspolitischen 
Rollback bis mindestens in die 50er-Jah-
re. »Fehlt nur der Rohrstock als Forde-
rung!«, so eine Grundschulkollegin. In-
teressante Infos und Handlungsempfeh-
lungen für den Unterricht findet man 
auch über die Suchfunktion und den Be-
griff »AfD« auf gew.de.

von Anton Salzbrunn
Landesvorsitzender 

der GEW Bayern
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In der Sitzung am 29.11.2017 verab-
schiedete der bayrische Landtag mit sei-
ner CSU-Mehrheit eine Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung der Sozialge-
setze und des Aufnahmegesetzes1. Aus-
führungsgesetze regeln, auf welche Wei-
se übergeordnete Gesetze in die Praxis 
umzusetzen sind. Im konkreten Fall si-
chert nun die Staatsregierung durch Ein-
fügung von Art. 52a den Bezirken in Bay-
ern die Erstattung der Kosten für Jugend-
hilfeleistungen für unbegleitete aus-
ländische Kinder und Jugendliche un-
abhängig von ihrem Aufenthaltssta-
tus zu. Das ist grundsätzlich zu be-
grüßen, weil bisher Hilfen für aner-
kannte Flüchtlinge von der Kosten-
erstattung ausgenommen waren. 
Nach wie vor ausgeschlossen blei-
ben allerdings Leistungen für jun-
ge Volljährige. Bezirke und Jugend-
ämter stehen deshalb weiterhin un-
ter Kostendruck und werden diesen 
an ihre Mitarbeiter*innen weiterge-
ben, mit der Folge, dass Hilfen für un-
begleitete ausländische Jugendli-
che mit Erreichen der Volljäh-
rigkeit beendet oder redu-
ziert werden bzw. nicht neu 
beantragt werden können. 
Der Bundesfachverband 
unbegleitete minderjäh-
rige Flüchtlinge forderte 
deshalb in seiner Pres-
semitteilung im Vor-
feld der Beschlussfas-
sung, das Gesetzes-
vorhaben zu stop-
pen und stattdes-
sen Voraussetzun-
gen zu schaffen, 
die minderjäh-
rige Flüchtlinge 
beim Übergang in 
die Selbstständigkeit 
unterstützen, und damit 
ihre Integration zu fördern, 
statt weiterhin den Blick nur auf 
die Kosten zu richten.2 

Der eigentliche Skandal aber 
ist die »Ermächtigungsklausel«, 

die in Art. 65 mit dem eingefügten Ab-
satz 3 in das Gesetz aufgenommen wur-
de. Im Wortlaut: »Das Staatsministe- 
rium wird ermächtigt, die Einzelheiten 
zur Ausgestaltung von Leistungen und 
Aufgaben gemäß § 13 SGB VIII zielgrup- 
penspezifisch durch Rechtsverordnung 
festzulegen.«3 Damit greift das Ministe-

Kürzungen durch die Hintertür
Jugendhilfeleistungen für unbegleitete junge Geflüchtete werden weiter eingeschränkt

rium in die fachliche Zuständigkeit und 
Unabhängigkeit der Jugendämter ein. 
Konkret geht es der Staatsregierung ins-
besondere um § 13 Abs. 3, das sozialpä-
dagogisch begleitete Jugendwohnen – 
ohnehin eine niederschwellige und we-
nig kostenintensive Hilfe, die im SGB VIII 
lediglich als Kannbestimmung aufgeführt 
ist. Als Zielgruppe definiert der Gesetzes-
entwurf explizit unbegleitete Minderjäh-
rige und junge Volljährige.4

Hilfen nach § 13 unterliegen zwar 
nicht den Regeln des Hilfeplanverfah-
rens nach § 36 SGB VIII, dennoch sind 
auch hier die Jugendämter verpflichtet, 
auf der Grundlage des individuellen Be-
darfs zu entscheiden und nicht unter 
dem Gesichtspunkt der Zugehörigkeit zu 
einer »bestimmten Gruppe«. Nach der 
Gesetzesänderung ist diese Fachlichkeit 
massiv eingeschränkt, da nun der Frei-
staat über die Kostenschiene bestimmen 
kann, ob, wie lange und in welcher Form 
unbegleitete ausländische Jugendliche 
und junge Volljährige im Rahmen der Ju-
gendsozialarbeit Hilfe erhalten.

Neben dem Bundesfachverband un- 
begleitete minderjährige Flüchtlinge 
suchte auch die Opposition im baye-

rischen Landtag das Gesetz in die-
ser Form zu verhindern – vergeblich. 

Die Grünen sprachen nach der Be-
schlussfassung von einem schwar-
zen Tag für die Kinder- und Jugend-
hilfe in Bayern. »Durch die Hinter-

tür einer Verordnung zur Kosten-
erstattung wird hier ein Zwei-
Klassen-Recht in der Kinder- 
und Jugendhilfe etabliert.«5

von 
Verena Escherich

Mitglied der DDS-
Redaktion

1 verkuendung-bayern.de/gvbl/jahrgang: 
2017/heftnummer:21/seite:534

2 Zwei-Klassen-Jugendhilfe für junge Flüchtlin-
ge in Bayern geplant: Ausführungsgesetz soll 
zeitnah beschlossen werden; vgl. b-umf.de

3 verkuendung-bayern.de/gvbl/jahrgang:2017/heft-
nummer:21/seite:534

    4 bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_      
 WP17/Drucksachen/Basis-drucksachen/ 
 0000009500/0000009816.pdf, S. 8

5 gruene-fraktion-bayern.de; Suchbegriff:  

 Einschnitte bei der Kinder- und Jugend- 
 hilfe für junge Flüchtlinge beschlossen
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Das bayerische Innenministerium 
setzt entgegen dem Menschenrecht und 
dem bundesdeutschen sowie bayerischen 
Recht auf Bildung die menschenverach-
tenden Abschiebungen aus Bildungsein-
richtungen fort. So wurden im Novem-
ber und Dezember 2017 drei neue Fälle 
von Abschiebungen oder bzw. versuch-
ten Abschiebungen von Schüler*innen 
bekannt. Sie besuch(t)en ein Gymnasi-
um, eine Berufsfachschule und eine Be-
rufsschule in Oberfranken und der Ober-
pfalz. Während die GEW Bayern dagegen 
protestiert und auf ihren »Leitfaden« zur 
Rechtslage verweist,1 erreichte die Re-
daktion folgender Brief zur Lage an den 
Schulen.

Hallo ihr Lieben,

ich arbeite als Lehrer*in in Berufs-
integrationsklassen für geflüchtete Ju-
gendliche.

Seid mir nicht böse, dass ich mir heu-
te meinen Frust von der Seele schreibe 
und das sage, von dem mir wieder und 
wieder gesagt wird, dass ich es auf kei-
nen Fall sagen darf, zumindest in meiner 
Rolle als Lehrkraft.

Gestern hat uns unser Rektor zum 
wiederholten Male aufgefordert, unse-
rem Arbeitgeber gegenüber loyal, loyal 
und immer wieder loyal zu sein. In kei-
nem Fall dürften wir uns als Lehrer*innen 
öffentlich zu Äußerungen hinreißen las-
sen, die ein schlechtes Bild auf den baye-
rischen Staat werfen könnten. Und auch 
wenn wir als Lehrer*innen nicht beim In-
nenministerium arbeiteten, das im Au-
genblick die bisher so erfolgreichen lang-
jährigen Bemühungen um Integration 
auf dem Arbeitsmarkt durch Bildung zer-
schießt, so sei doch der gesamte bayeri-
sche Staat samt seiner Abschiebepolitik 
unser Arbeitgeber, dem wir zu Treue ver-
pflichtet seien. Mindestens eine Ermah-
nung habe es in dieser Sache schon ge-
geben – an eine Lehrerin, die sich öffent-
lich zu den Zuständen an der Schule in 
der Presse geäußert habe. Wir dürften 
uns im besten Falle allerhöchstens als 

Brief zu Abschiebungen 
aus Bildungseinrichtungen

Privatpersonen, auf keinen Fall aber in 
unserer Rolle als Lehrer*innen zur Politik 
unseres Arbeitgebers äußern. 

Was heißt das konkret?
Wir sollen als Lehrer*innen also  

schweigen, wenn Bayern nach zwei Jah-
ren Versprechungen unseren geflüchte-
ten Schüler*innen nun doch keine Ar-
beitserlaubnisse erteilt, dafür aber mit 
Abschiebung, Abschiebung und immer 
wieder mit Abschiebung droht und da-
mit die Jugendlichen in Angst versetzt. 
Als hätten die geflohenen Jugendlichen 
nicht schon genug Angst in ihrem kurzen 
Leben gehabt! Wir sollen nichts dazu sa-
gen, wenn die Schüler*innen von staat-
licher Seite in Untätigkeit, Verzweiflung, 
Selbstverletzung und Suizidversuche ge-
trieben werden? Jeder noch so gerin-
ge Hoffnungsschimmer wird systema-
tisch zerstört. Wenn wir doch noch ein 
Hintertürchen finden, eine noch so klei-
ne Perspektive auftun wollen für unsere 

Schüler*innen, die uns so ans Herz ge-
wachsen sind, das Türchen wird sofort 
geschlossen und neue Steine werden in 
den Weg gelegt. 

Und die Sozialpädagog*innen? Sie 
wurden z. B. angewiesen, dass sie Ge-
flüchteten keinen Rechtsanwalt mehr 
vermitteln dürfen. Neue Anweisungen 
werden folgen. Sollen sie nur noch war-
me Socken stricken, Fahrkarten ausge-
ben und das Elend verwalten?

Und wir? Tag für Tag sollen wir vor 
den Klassen stehen, zum Lernen moti-
vieren, auf eine  Ausbildung vorbereiten, 
die von BAMF (Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge; Red.) und Innenministe-
rium mit allen Mitteln verhindert wird, 
und Integration fördern. 

Wir Schafe von Lehrer*innen haben 
immer wieder dazu geraten: »Bleibt! 
Bleibt an der Schule! Vertraut uns! 
Taucht nicht unter, geht nicht in die Il-
legalität, lernt! Wir als Schule sind für 
Euch da und schützen Euch!« Doch wie-
der wurden Schüler*innen aus der Schu-
le nach Afghanistan abgeschoben. 

Darüber hinaus hat sich der Staat die 
nächste Maßnahme ausgedacht, die wir 
noch auf irgendeine Weise abzuschmet-
tern versuchen: Viele unserer geflüchte-
ten Schüler*innen sollen in Zukunft we-
der BAföG noch Sozialhilfe erhalten, so-
lange sie eine Schule besuchen – u. a. 
gerade die, die sich in einer schulischen 
Ausbildung befinden. Erst wenn sie frus-
triert und verzweifelt in der Unterkunft 
sitzen, werden sie wieder vom Staat fi-
nanziell unterstützt. Es ist zum Heulen! 
Die Schüler*innen sagen: »Deutschland 
will uns krank!«

Und ich? Ich mache unverdrossen 
weiter. Warum? Einige Worte von Rosa 
Luxemburg habe ich gefunden: »Dann 
sieh, dass Du Mensch bleibst. Mensch 
sein ist vor allem die Hauptsache. Und 
das heißt: fest und klar und heiter sein, 
ja, heiter trotz alledem …«. Nicht heiter 
zu sein, das bringe ich vor meinen Schü-
lern nicht fertig, auch wenn es mir das 
Herz anbrechen sollte.

Danke für Eure lieben unterstützen-
den Antworten schon mal im Voraus!

Eure*Euer Anonyme*r

Der*die Autor*in ist der DDS-Redaktion bekannt.

1 Vgl. Pressemitteilung der GEW Bayern »GEW fordert 
ein Ende der Abschiebung von Schüler*innen« vom 
4.12.2017 und »Leitfaden zu Abschiebungen«; gew-
bayern.de
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Wie viele andere Kommunen, Städ-
te1 und Gemeinden sucht auch Mün-
chen geeignetes Personal für die Sozi-
ale Arbeit. Aktuell glauben die städti-
schen Verantwortlichen, dem Fachkräf-
temangel entgegenwirken zu können, 
indem sie künftige sozialpädagogische 
Fachkräfte nach Dienstherrenmanier von 
Beginn an an die Stadt als Arbeitgeber 
binden. Warum sie dies für nötig hal-
ten? Praktikant*innen gewinnen laut 
Personalplaner*innen der Landeshaupt-
stadt (LH) München zwar während ihres 
Studiums wertvolle Einblicke, nach sei-
nem Abschluss würden sie aber oft nicht 
bleiben wollen. 

Die Bedürfnisse der 
LH München sollen befriedigt 
werden

Das soll sich nun ändern, auch wenn 
dies zulasten der Qualität geht. Ziel der 
neuen strategischen Personalplanung 
soll es sein, »städtisches Personal so-
weit möglich selbst auszubilden, um die 
Qualität der Dienstleistung gegenüber 
der Münchner Bevölkerung auch zukünf-
tig sicherzustellen«.2 Damit suggerieren 
die städtischen Verantwortlichen, dass 
sich ihr Begehr an den Bedürfnissen der 
Adressat*innen der Sozialen Arbeit ori-
entieren würde. 

Entlarvend heißt es dann aber in ei-
ner weiteren Passage des gleichen Pa-
piers, dass eine »hohe Flexibilität und 
die passgenaue Gestaltung von Studi-
engängen, abgestimmt auf die Bedürf-
nisse der Landeshauptstadt München,« 
benötigt wird. Nicht die Bedürfnisse der 

Stadt München plant eigenen 
dualen Studiengang »Soziale Arbeit«

Adressat*innen der Sozialen Arbeit zäh-
len also, sondern die der LH München. 

Die Qualität und die Freiheit 
der Lehre sind gefährdet

Damit dies gelingt, verlangt die Lan-
deshauptstadt deutlich mehr Möglich-
keiten der Mitsprache bei der Ausgestal-
tung des Studiengangs »Soziale Arbeit«, 
da ihrer Ansicht nach inhaltlich derzeit 
»nicht oder nur bedingt auf die Belange 
und Interessen des öffentlichen Dienstes 
bzw. der Landeshauptstadt Rücksicht« 
genommen wird. Dass es nicht Sinn Sozi-
aler Arbeit ist, städtische Bedürfnisse zu 
befriedigen, sondern passgenaue Hilfen 
zu entwickeln, die sich an den Bedarfen 
der Hilfesuchenden orientieren, scheint 
die Verfasser*innen des städtischen Pa-
piers nicht zu interessieren.

Unverhohlen verweist die Landes-
hauptstadt auf den aus Dienstherren-
sicht großartigen Umstand, dass sie »be-
reits bei der Konzeption, aber auch bei 
der Durchführung des Studiengangs per-
manent erheblichen Einfluss auf Lehr-
inhalte, Stoffverteilung, Schwerpunkt-
setzung sowie Ablaufplanung nehmen 
kann. So ist es möglich, von Anfang an 
(…) eine enge Bindung der Studierenden 
an die Landeshauptstadt sicherzustel-
len.« Dass dies mit der Freiheit der Lehre 
und Forschung schlichtweg unvereinbar 
ist, scheint keine Rolle zu spielen.

Ebenso unverhohlen kündigt die LH 
München an, dass »die Kooperation mit 
einer privaten Hochschule für den neu-
en Studiengang favorisiert verfolgt wer-
den« wird. Von der Privatisierung der So-
zialen Arbeit verspreche man sich mehr 
»Erfolg«. Eine öffentliche Hochschule 
hat nur dann eine Chance auf den Zu-
schlag, wenn sie »auf einen bestimmten 
Numerus Clausus für Studierende der 
Landeshauptstadt München« verzich-
tet und »inhaltliche Berücksichtigung 
der Belange und Interessen des öffent-
lichen Dienstes bzw. der Landeshaupt-
stadt München zu erfüllen« gewillt ist, 
was wiederum einem ungeheuerlichen 
Eingriff in die Freiheit der Lehre gleich-
kommt. Gleichzeitig ist der Verzicht auf 
den Numerus Clausus (NC), auch wenn 
man nur wenig von ihm halten mag, in 

Kombination mit dem Versuch, weitere 
Faktoren des Studiums mitbestimmen zu 
wollen, ein deutliches Signal für die In-
kaufnahme der Minderung der Qualität 
der Sozialen Arbeit. Damit einher geht 
der letzte städtische Hinweis, Studieren-
de des angestrebten Studiengangs lie-
ßen sich als Praktikant*innen zur »Ent-
lastung der Dienststellen« abordnen.

Selbstverständlich erhofft sich die LH 
München auch zukünftig einen erhöh-
ten Einfluss auf die von ihr angestrebte, 
autoritär charakterisierte Soziale Arbeit: 
»Unmittelbar nach dem jeweiligen Stu- 
dienstart eines Studienjahrgangs« be-
ginnt »ein permanentes Qualitätsma-
nagement in Kooperation mit der Part-
nerhochschule, das zu laufenden An-
passungen im Studienbetrieb führt, die 
dann entsprechend zu implementieren 
sind.«

 
Soziale Arbeit muss kritisch 
sein

Entgegen dieser Pläne der LH Mün-
chen ist es im Sinne einer menschen-
rechtsorientierten Sozialen Arbeit drin-
gend geboten, »Kritische Soziale Ar-
beit« zu lehren, sowohl im Sinne ihrer 
Adressat*innen als auch um einer Ent-
wicklung in Richtung einer zunehmend 
autoritären Gesellschaft entgegenzuwir-
ken. Diesem Anspruch zu folgen, ist auch 
Aufgabe der Gewerkschafter*innen. Die 
Mitglieder des Arbeitskreises Kritische 
Soziale Arbeit (AKS)3 wenden sich bereits 
entschieden gegen die städtischen Plä-
ne. Gleichzeitig nehmen sie Lehraufträ-
ge im Sinne einer Kritischen Sozialen Ar-
beit an, die sich an den Bedürfnissen der 
Adressat*innen orientiert.

von Rafael Alfaro
Sonderpädagoge, M. A. 

Mitglied des Arbeitskreises 
Kritische Soziale Arbeit (AKS) 

München

1 Auch Hamburg plant derzeit einen »dienstherrenei-
genen« Studiengang für Soziale Arbeit. Hintergrund-
artikel dazu: »Sozialarbeiter auf Bestellung« vom 
28.9.2017, vgl. taz.de/!5448074. Stellungnahmen ge-
gen das Vorhaben (Auswahl): Fachschaftsrat (FSR) 
Soziale Arbeit der Hochschule für Angewandte Wis-
senschaften (HAW) Hamburg vom November 2017: 
»Stellungnahme gegen ein duales Studium der So-
zialen Arbeit«, vgl. fsr-basababe.de; Landesverband 
Hamburg des Deutschen Berufsverbands für Sozia-
le Arbeit e. V. (DBSH): »Stellungnahme der Landes-
arbeitsgemeinschaft Allgemeiner Sozialer Dienst in 
Hamburg zum Dienstherreneigenen Studiengang 
›Soziale Arbeit im öffentlichen Dienst‹ oder neuer-
dings ›Kommunale Soziale Arbeit‹« vom 6.9.2017, 
vgl. dbsh-hamburg.de. Die GEW Hamburg unterstützt 
die Stellungnahmen: »Zum geplanten dualen Studi-
engang Soziale Arbeit«, vgl. gew-hamburg.de 

2 Dieses und alle weiteren Zitate sind folgendem Doku-
ment entnommen: »Strategische Personalplanung. 
Erweiterung des dualen Studienangebots – Etablie-
rung eines Studiengangs ›Soziale Arbeit‹«; Down-
load: ris-muenchen.de/RII/RII/DOK/SITZUNGSVOR-
LAGE/4446810.pdf

3 Stellungnahmen und Pressemitteilungen des AKS 
München: »Stellungnahme des AKS zum geplanten 
dualen Studiengang«, »Vom Fachkräftemangel zum 
dualen Studium Soziale Arbeit« und »Eigener Studi-
engang Soziale Arbeit der LH München«; vgl. aks-mu-
enchen.de
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Mit 66 Jahren oder auch eher 
ist lang noch nicht Schluss!
Wir brauchen dich als Helfer*in bei der Tarifrunde TVöD 2018!

Ab März 2018 befinden wir uns wie-
der in einer Tarifrunde zum Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst (TVöD). Ver-
handelt werden die Gehälter der Be-
schäftigten beim Bund und bei den Kom-
munen, also auch die der Beschäftigten 
im Sozial- und Erziehungsdienst.

Der TVöD wird Ende dieses Monats 
gekündigt. Die Bundestarifkommission 
der GEW beschloss bereits am 7. Feb-
ruar die gewerkschaftlichen Forderun-
gen für die nun folgenden Verhandlun-
gen. Am 8. Februar wurden sie der Pres-
se vorgestellt.

Du bist Mitglied der GEW, du hast 
dich für eine bessere Bildungspolitik, für 
bessere Arbeitsbedingungen, mehr Mit-
spracherechte in deiner Einrichtung bzw. 
Dienststelle sowie eine bessere Bezah-
lung der pädagogischen und sozialpä-
dagogischen Berufe eingesetzt. Dir ist 
auch bekannt, dass die Ergebnisse des 
nun einsetzenden Tarifkampfes auch auf 
die Beamtinnen und Beamten – oftmals 
zeit- und wirkungsgleich – übertragen 
werden. Und wichtig für uns: Auch Ren-
tenerhöhungen orientieren sich an der  
Lohnentwicklung.

Voraussetzung für ein gutes Ergebnis 
ist, dass wir eine hohe Streikbereitschaft, 
viel Engagement und ein langes Durch-
haltevermögen zeigen. Auch deine Mit-
gliedsbeiträge füllen die Streikkasse und 
tragen zum Gelingen bei. 

Du profitierst aber auch von GEWerk-
schaftlichen Angeboten, Fortbildungen, 
Rechtsberatung z. B. in sozialen Fragen, 
dem Rechtsschutz und der praktizierten 
Solidarität in der GEW. Selbstverständ-
lich steht dir dieser Service weiterhin zur 
Verfügung.

Doch jetzt bräuchten wir dich: Un-
terstützt du im Rahmen deiner Möglich-
keiten die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst bei ihren bestimmt erforderlichen 
Streikmaßnahmen? Du weißt nicht, wie 
du dies tun könntest? Da gibt es viele 
verschiedene Möglichkeiten. Um Streik-
maßnahmen durchführen zu können, 
bedarf es einiger ehrenamtlicher Unter-
stützung:
n Aktionen im Zusammenhang mit den 

Streiks entwerfen und durchführen

n Streiklisten führen, damit die strei-
kenden Kolleg*innen ihr Streikgeld 
bekommen

n Zusammenarbeit mit den örtlichen 
Arbeitskampfleitungen

n Zusammenarbeit mit dem Kreisver-
band

n Organisation von Streiklokalen, wenn 
es kein örtliches Gewerkschaftshaus 
gibt

n Standbetreuung mit Ausgabe von 
Streikmaterialien

Du siehst, GEWerkschaftliches En-
gagement muss nicht mit der Pensio-
nierung oder Rente aufhören. Unse-
re Erfahrung und unser Engagement 
für eine bessere Bezahlung dürfen ru-
hig weitergehen. Die Angebote für uns 
als Senior*innen wie die Bildungsfahr-
ten und die Arbeit des Landesausschus-
ses der Seniorinnen und Senioren zei-
gen, dass wir noch lange nicht auf dem 
Abstellgleis sind. 

Also, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
fasst euch ein Herz und meldet euch als 
potenzielle Streikhelferinnen und Streik-
helfer bei mir.

Wichtig für uns sind folgende An- 
gaben: Name, Anschrift, Name des  
Kreisverbands, Telefon Festnetz/mobil, 
E-Mail-Adresse und Fax, so vorhanden.

Selbstverständlich bleiben eure Da-
ten geschützt und dienen nur zur Ver-
netzung innerhalb der GEW. Sie wer-
den ausschließlich an die Landesarbeits-
kampfleitung (LAKL) weitergegeben, da-
mit wir gezielte Aktionen, eine optimale 
Streikbetreuung und reibungslose Orga-
nisation durchführen können.

Ich freue mich auf eure Bereitschaft, 
aktiv mitzuhelfen. Einige Kolleginnen 
und Kollegen trugen sich bereits auf mei-
ner Liste ein. Deshalb bin ich zuversicht-
lich, dass es noch mehr werden. 

Ihr wollt euch melden oder habt 
noch Fragen?

Hier meine Kontaktdaten: 
Wolfgang Nördlinger
Beethovenstraße 4
85057 Ingolstadt
Tel. Festnetz: 0841 14667004
Tel. mobil; 0172 8954187
Fax: 0841 14656021
E-Mail: w.noerdlinger@kabelmail.de.

von 
Wolfgang Nördlinger

Rentner 
Mitglied in der Landestarif-

kommission (LTK)  
Mitglied der Landesfachgruppe 

sozialpädagogische Berufe 
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Bis August 2015 wurden Lehrkräf-
te nach einer Arbeitgeberrichtlinie ein-
gruppiert. Gemäß dieser üblichen Pra-
xis bei den bayerischen Kommunen wur-
den die jeweils gültigen Regelungen des 
Freistaats auch auf die tarifbeschäftigten 
Lehrkräfte in den Kommunen angewen-
det. Seit dem 1. August 2015 gilt nun aber 
auf der Ebene der Länder eine vom Beam-
tenbund (dbb) mit der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) vereinbarte Lehr-
kräfte-Entgeltordnung (L-EGO), die von 
der GEW nachverhandelt und schließlich 
auch unterzeichnet wurde. L-EGO gilt aber 
nicht für die tarifbeschäftigten Lehrkräfte 
bei den Kommunen, die dem Tarifvertrag 
des öffentlichen Dienstes (TVöD) unterliegen.

Regelungslücke seit zwei 
Jahren nicht geschlossen

Damit liegt eine Regelungslücke vor, 
die auch aus Sicht der Kommunen, die 
angestellte Lehrkräfte beschäftigen, ge-
schlossen werden sollte, denn die bisher 
angewandte Eingruppierungsrichtlinie des 
Freistaates Bayern ist mit Inkrafttreten des 
Eingruppierungstarifvertrages (TV-L) nicht 
mehr anwendbar. Demnach werden derzeit 
z. B. bei der Stadt München oder in Nürn-
berg angestellte Lehrkräfte ohne Rechts-
grundlage oder geltenden Tarifvertrag ein-
gestellt und eingruppiert. Selbst die betrof-
fenen bayrischen Kommunen suchen des-
halb nun auch nach praktikablen Lösungen. 

Der Gesamtpersonalrat lehnt 
Münchner Vorschlag ab

Im Referat für Bildung und Sport der 
Landeshauptstadt München (LHM) hatten 
die Verantwortlichen die Idee, eine »stadt-
eigene« Eingruppierungsrichtlinie vom 
Stadtrat beschließen zu lassen, die dann 
auf die tarifbeschäftigten Lehrkräfte ange-
wendet werden sollte. Dem entsprechen-
den Entwurf sollte der Gesamtpersonalrat 
(GPR) im Februar 2017 zustimmen. Doch 
der GPR lehnte dies, nachdem er nach der 
Anhörung die in der Dienststelle vertrete-
nen Gewerkschaften (GEW, ver.di) und die 
Lehrer*innenverbände des Deutschen Be-
amtenbundes im März angehört hatte, mit 
Verweis auf das geltende Tarifrecht ab. Sei-
ner Ansicht nach unterliegt die LHM dem 

TVöD und stellt auch den Verhandlungs- 
und Geschäftsführer des Kommunalen Ar-
beitgeberverbandes (KAV). 

TVöD-Verhandlungen sollen 
Lösung bringen

Nun sind die Tarifpartner im TVöD seit 
Langem aufgefordert, Eingruppierungs-
richtlinien für Lehrkräfte zu erarbeiten und 
anzuwenden, denn die jahrzehntelange in 
der LHM geübte Praxis, die Lehrerrichtlini-
en des TV-L anzuwenden, erscheint nicht 
mehr zeitgemäß. Ziel der Gewerkschaften 
ist es, für die 2018 anstehenden TVöD-Ver-
handlungen auch Eingruppierungsrichtli-
nien für angestellte Lehrkräfte auszuhan-
deln. Deshalb sollen vorab auch keine prä-
judizierenden Fakten geschaffen werden.

Die GEW ergriff bereits 2017, also 
schon vor den nun laufenden TVöD-Ver-
handlungen, in Absprache mit ver.di die In-
itiative, um Verhandlungen mit dem KAV 
herbeizuführen und so die Eingruppierung 
der tarifbeschäftigten Lehrkräfte in allen 
Kommunen Bayerns durch die Aushand-
lung eines Tarifvertrages zu regeln. In den 
Gewerkschaften geht man davon aus, dass 
von einer tarifvertraglichen Regelung bay-
ernweit ca. 3.100 Lehrkräfte, insbesonde-
re die sogenannten »Nichterfüller*innen«, 
profitieren könnten. Am 25. April 2017 
fand dazu auf Einladung der GEW ein ers-
tes Sondierungsgespräch zwischen dem 
KAV Bayern und der GEW Bayern statt (vgl. 
DDS 6/2017, S. 18). Der KAV Bayern erklär-
te dabei, dass er keine Notwendigkeit für 
eine tarifvertragliche Regelung sieht, da er 
zum einen bisher keine entsprechenden Si-
gnale aus seinen Mitgliedskommunen be-
kommen und zum anderen auch kein Ver-
handlungsmandat des Bundesverbandes 
der Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geber verbände (VKA) hätte. Deshalb hat 
nun der Hauptvorstand der GEW den VKA 
am 12. Oktober 2017 dazu aufgefordert, 
mit der GEW bzw. der GEW Bayern in Ver-
handlungen zur Eingruppierung der kom-
munalen Lehrkräfte im TVöD einzutreten. 

LH München strebt eigene 
Regelung an
Zwischenzeitlich versuchte das bei der 

LH München angesiedelte Referat für Bil-
dung und Sport mit einer zeitlich befris-

teten Regelung eine eigenständige städ-
tische Richtlinie auf den Weg zu bringen. 
Doch auch dieses Ansinnen wurde wegen 
der präjudizierenden Wirkung vom GPR 
abgelehnt. Dafür unterstützt nun auf Emp-
fehlung des GPR auch die Münchner Stadt-
schulrätin, Frau Beatrix Zurek, die gewerk-
schaftliche Position: Mit ihrem Schreiben 
vom 14. November 2017 forderte sie den 
KAV Bayern zur Aufnahme von Tarifver-
handlungen auf. Darin heißt es: »Die Lan-
deshauptstadt München ist der größte 
kommunale Schulträger der Bundesrepub-
lik Deutschland. In den Reihen der im Lehr-
dienst Beschäftigten finden sich viele Tarif-
beschäftigte. … Nachdem eine Fortschrei-
bung der staatlichen Eingruppierungsricht-
linien nicht mehr erfolgen wird, benötigen 
wir eine tragkräftige und zukunftsfähige 
Lösung für die Lehrereingruppierungen im 
kommunalen Bereich.« 

Nächste Schritte der GEW

Sollte es keine Reaktionen von den 
Arbeitgeberverbänden KAV Bayern und 
VKA geben, wird die GEW Bayern Maß-
nahmen der Mobilisierung ergreifen, die 
auch in einen Arbeitskampf der tarifbe-
schäftigten Lehrkräfte in den Kommunen 
münden könnten. Gleichzeitig wird der-
zeit geprüft, inwieweit juristische Schrit-
te Erfolg versprechend sind. Dabei geht 
es insbesondere um die Frage, ob die der-
zeit praktizierten Eingruppierungen auf 
der Grundlage der nicht mehr gültigen 
Eingruppierungsrichtlinie des Freistaates 
Bayern überhaupt zulässig sind. Beides 
könnte den Druck auf den wenig an Ver-
handlungen interessierten KAV Bayern 
spürbar erhöhen und Bewegung auf der 
Arbeitgeberseite bewirken. Für den Jah-
resbeginn 2018 sind nun die nächsten Ko-
ordinierungstreffen der GEW Bayern ge-
plant, um den Maßnahmen- und Aktions-
plan fortzuschreiben.

von Mathias Sachs
Sprecher im GEW-Stadtvorstand 

München, Mitglied der Kleinen 
Tarifkommission der GEW  

Bayern (L-EGO), GPR-Vorstands-
mitglied der LH München

Kontakt: SachsMathias@aol.com

GEW fordert für tarifbeschäftigte 
Lehrkräfte Tarifverhandlungen
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MTV immer noch eine Leerstelle im § 7 
Entgelttarifvertrag. Eine tarifierte Jah-
ressonderzahlung wäre also ein Schritt in 
die richtige Richtung gewesen.

Druck auf Arbeitgeber steigt, 
Zahl der GEW-Mitglieder 
steigt auch

Der Druck der GEW und die Unzufrie-
denheit der Kolleg*innen führten in den 
letzten Wochen dazu, dass der Arbeitge-
ber die Verschlechterung des MTV zu-
rückzog. Seit dem Bekanntwerden der 
MTV-Kündigung erhöhte sich die Zahl 
der GEW-Mitglieder unter den Beschäf-
tigten, auch unter den Betriebsräten, 
deutlich. 

Nun muss der Druck noch einmal stei-
gen, um eine Jahressonderzahlung für 
alle durchsetzen zu können. Wie dies er-
reicht werden könnte? Jedes GEW-Mit-
glied im bfz müsste andere Kolleg*innen 
von der Notwendigkeit, sich der GEW an-

Die Beruflichen Fortbildungszentren 
der Bayerischen Wirtschaft (bfz) verdie-
nen prächtig. Einen mehr als komfortab-
len Jahresüberschuss nach Steuern wies 
das Ergebnis der Gewinn- und 
Verlustrechnung für 2016 aus. 
Das Jahr 2017 sah schon im 
Sommer glänzend aus. »Da gibt 
es wohl endlich einmal wie-
der eine Jahressonderzahlung 
an alle im bfz«, so die Meinung 
vieler Kolleg*innen. Angesichts 
der Zahlen eine durchaus mög-
liche Schlussfolgerung. Doch als 
die GEW genau diese Forderung 
in die derzeit laufende Tarifver-
handlung einbrachte, herrschte 
auf Arbeitgeberseite beredtes 
Schweigen. Selbst die Sonder-
zahlung zunächst nur einmalig 
zu tarifieren, lehnte sie ab. 

Gehörig vergaloppiert hat-
te sich der Arbeitgeber mit der 
Kündigung des Manteltarifver-
trags (MTV). Die Rechnung, da-
nach einen schlechteren MTV 
abschließen zu können, ging 
nicht auf. Von den geplanten 
Verschlechterungen blieb in der 
letzten Verhandlungsrunde im 
November 2017 nur noch ei-
ne Veränderung bei der »Kind- 
krank-Regelung« übrig. Diese 
wäre zwar mit einem kleinen Vorteil für 
die Beschäftigten einhergegangen, je-
doch auch mit einer Ersparnis für den 
Arbeitgeber, die zulasten der Kranken-
kassen, also der Beiträge der Beschäftig-
ten, gegangen wäre. Aufgrund gesetzli-
cher Regelungen wäre dies ohnehin pro-
blematisch gewesen. Zudem betrifft dies 
nur relativ wenige Kolleg*innen. Daher 
sahen auch die Betriebsräte in der Ver-
handlungskommission keinen Hand-
lungsbedarf. Inzwischen hat der Arbeit-
geber von sich aus den Ausgleich der Dif-
ferenz zum Lohn angekündigt.

Verhandelt wurde auch die Forde-
rung nach einer Jahressonderzahlung  
für alle. In diesem Punkt der GEW und  
damit den Beschäftigten entgegenzu- 
kommen, war den Arbeitgebervertre- 
ter*innen aber zu viel. Dabei enthält der 

Neues von den bfz-Tarifverhandlungen: 

Verschlechterung des 
Manteltarifvertrags vom Tisch

1 Der Branchen-Mindestlohn für das pädagogische Per-
sonal in allen Betrieben der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung stieg zum 1. Januar 2018 von 14,60 
Euro auf 15,26 Euro. Die Laufzeit des Tarifvertrages 
beträgt zwölf Monate. Für die kommende Verhand-
lungsrunde über einen Mindestlohn ab 2019 sagten 
die Arbeitgeber zudem zu, auch über einen Mindest-
lohn für das nicht pädagogische Personal in der Wei-
terbildung nach SGB II und III zu verhandeln.

zuschließen, überzeugen, dann gewinnt 
die Forderung nach einer »Jahresson-
derzahlung für alle« eine andere Dimen-
sion. Ein gutes Zeichen hierfür ist, dass 

sowohl die TVöD-Tabellen als 
auch »Das kleine Streik-ABC« 
der GEW bei den Beschäftig-
ten großes Interesse finden, 
denn die Weigerung des Arbeit-
gebers, über eine Jahresson-
derzahlung zu verhandeln, ver-
ärgert nicht nur die Betriebs-
räte. Klar ist jedoch auch: Nach 
40 Jahren einseitigem Diktat 
der Löhne durch den Arbeitge-
ber ohne jegliche Verhandlun-
gen zählt die Bereitschaft zum 
Streik viel. Inzwischen versuch-
ten auch die Arbeitgeber, die 
GEW bei den Beschäftigten zu 
diskreditieren, indem sie der 
GEW mangelnde Kompromiss-
bereitschaft vorwarfen. Die 
GEW Bayern forderte die Ar-
beitgeber kurz vor Weihnach-
ten zu weiteren Verhandlungen 
auf. Der MTV gilt seit 1. Januar 
aufgrund der Nachwirkung wei-
terhin sicher für alle GEW-Mit-
glieder.

Für Empörung sorgte jüngst 
ein Schreiben des Arbeitgebers 
zur geplanten Anhebung des 

Branchenmindestlohnes in der Weiter-
bildung ab 1. Januar 2018 um 4,5 Pro-
zent.1 Darin schrieb er, seit dessen Beste-
hen habe es nun genug tarifliche Entgelt-
erhöhungen gegeben. Zynischer geht es 
kaum. 

von Anton Salzbrunn
Vorsitzender der GEW Bayern 

Mitglied der Verhandlungs-
kommission bfz-MTV
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Am 16. und 17. November 2017 fand in Magdeburg das vor-
erst letzte Treffen des »Zukunftsforums Lehrer*innenbildung« 
der GEW statt.1 Die zweitägige Veranstaltung startete mit einer 
öffentlichen Fachtagung am Donnerstag und schloss am Freitag 
mit einem GEW-internen Workshop ab. Für den Landesverband 
Bayern nahmen wir, Wolfram Witte und Christiane Wagner, dar-
an teil.

Vorstellung der Leitlinien und Diskussion

Auf der Fachtagung präsentierte Andreas Keller, stellvertre-
tender Vorsitzender der GEW Bund und Leiter des Organisati-
onsbereichs Hochschule und Forschung, die über mehrere Jahre 
ausgearbeiteten Leitlinien zur Lehrer*innenbildung der Öffent-
lichkeit und fasste ihre wichtigsten Inhalte zusammen. Ziel war 
es, neben der Diskussion erste Bündnispartner*innen für das 
weitere Vorgehen zu finden. Anschließend diskutierte Keller mit 
verschiedenen Vertreter*innen aus Wissenschaft und Politik die 
Leitlinien. Auf dem Podium vertraten der sachsen-anhaltinische 
Bildungsminister Marco Tullner die Kultusministerkonferenz, 
Frau Prof. Dr. Franziska Scheffler als Prorektorin für Studium und 
Lehre der Universität Magdeburg die Seite der Universitäten und 
Prof. Dr. Hans-Christoph Koller die Deutsche Gesellschaft für Er-
ziehungswissenschaft. Alle Seiten bewerteten die Leitlinien sehr 
positiv und betonten ihre Gemeinsamkeiten. Allerdings lenkte 
insbesondere Herr Tullner die Diskussion immer wieder auf den 
derzeitigen Lehrkräftemangel in vielen Bundesländern, sodass 
der Verweis darauf und die Suche nach kurzfristiger Abhilfe die 
Möglichkeiten einer konkreten Zusammenarbeit beim Thema 
Lehrer*innenbildung häufig in den Hintergrund geraten ließen. 
Die Diskussion auf dem Podium sowie die anschließenden Fragen 
aus dem Publikum moderierte der Wissenschafts- und Bildungs-
journalist Dr. Jan-Martin Wiarda äußerst schlagkräftig, humorvoll 
und sachkundig.

Arbeitsgruppen am Donnerstag

An die Phase im Plenum schloss sich eine vertiefende Aus-
einandersetzung in Arbeitsgruppen (AG) an. Die AG »Vielfalt 
leben, lehren, lernen« befasste sich nach einem fundierten 
Input der Lehrerin und Erziehungswissenschaftlerin Dr. Sabi-
ne Klomfaß mit den Möglichkeiten und Notwendigkeiten, eine 
Lehrer*innenschaft mit entsprechender Haltung für vielfältige, 
inklusive Schulen auszubilden. Dabei sei wichtig, reflexive Prakti-
ken der künftigen Lehrkräfte bereits im Studium anzubahnen und 
beständig weiterzuentwickeln.

In der AG »Teamarbeit und kooperative Lernförderung« stell-
ten Benjamin Haas und Dr. Ingrid Arndt2 zunächst die Ergebnis-
se ihrer Expertise unter dem Titel »Auf dem Weg zur Inklusiven 
Schule. Die Bedeutung von Teamarbeit und Kooperation für die 
Umsetzung der schulischen Inklusion in Bremen« vor. Basis dabei 
waren Befragungen von Lehrer*innen in Bremen zu beiden As-
pekten, nachdem im Stadtstaat Bremen bereits vor vielen Jahren 
Inklusion umgesetzt wurde. In der Diskussion und im anschlie-
ßenden Austausch standen Handlungsmöglichkeiten und konkre-
te Schritte zur Verbesserung im Vordergrund.

Tagung zu »Perspektiven für eine innovative 
Lehrer*innenbildung« in Magdeburg

Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte   

In den anderen Arbeits-
gruppen beschäftigten sich 
die Teilnehmer*innen mit 
den Themen Qualitätssiche-
rung und -entwicklung in der 
Lehrer*innenbildung sowie mit besoldungs-, dienst- und arbeits-
rechtlichen Aspekten einer einphasigen Lehrer*innenbildung.

GEW-interne Diskussion zur Umsetzung

Der Freitagmorgen diente dann dem internen Abschluss des 
Zukunftsforums. Hier konnten sich die angereisten Kolleg*innen 
zunächst auf einem Markt der Möglichkeiten über laufende An-
sätze zur Reform der Lehrer*innenbildung in den Ländern Thü-
ringen und Hamburg informieren. Außerdem wurden erfolgrei-
che GEW-Initiativen wie »Bildung. Weiter denken!«, »JA 13« und 
»Traumjob Wissenschaft« vorgestellt. Die Kolleg*innen überleg-
ten gemeinsam, welche Aspekte daraus auf die Umsetzung der 
Lehrer*innenbildung übertragen werden könnten. Auch Mög-
lichkeiten der internationalen Gewerkschaftszusammenarbeit 
wurden berücksichtigt.

Die Fishbowl-Diskussion, mit der die Tagung endete, zeigte 
Schwierigkeiten auf, den Beschluss in die einzelnen Bundeslän-
der hineinzutragen. Interessante Gedanken dazu enthielten die 
Vorschläge, konkrete Standards (z. B. Qualitätsstandards in der 
Lehrer*innenbildung) hinsichtlich der aktuellen Gefahr ihrer Auf-
weichung wegen des Lehrkräftemangels zu fordern oder von der 
GEW-Bundesebene Qualitätsstandards zu Voraussetzung und 
Durchführung der Nachqualifizierungsmaßnahmen für alle Län-
der ausarbeiten zu lassen. 

Es wurde deutlich, dass dies angesichts des momentanen 
Mangels an Lehrkräften in allen Bundesländern ein brisantes Pro-
blem ist. Die Idee, dass hier der Bundesvorstand die durch eben 
jene Mängel ohnehin stark belasteten, vielfach ehrenamtlich ar-
beitenden Kolleg*innen in den Ländern unterstützen sollte, ist 
unbedingt weiterzuverfolgen.

 
Der Ball liegt nun bei den Ländern 
 
Ansonsten war für uns offensichtlich, dass nun der Ball 

in die Länder zurückgespielt wurde. Das heißt für uns, dass 
sich auch die bayerische GEW intensiv mit einer Reform der 
Lehrer*innenbildung auseinandersetzen muss. Hinsichtlich der 
Landtagswahl im kommenden Herbst gewinnt diese Aufgabe be-
sondere Dringlichkeit.

Einen ersten Schritt unternahmen wir bereits auf der Lan-
desausschusssitzung am 11. November 2017. Dort gründeten 
wir eine Arbeitsgruppe, die sich mit der Lehrer*innenbildung 
beschäftigen wird. Die Erkenntnisse des Zukunftsforums und die 
daraus entstandenen Leitlinien sollen dabei berücksichtigt und 
mit den bayrischen Besonderheiten zusammengebracht werden, 
sodass dann Forderungen der bayerischen GEW in den Landtags-
wahlkampf eingebracht werden können. In diesem Sinne wün-
schen wir uns ein gutes und konstruktives Arbeiten, um die Leit-
linien mit Leben zu füllen.

von Chrissi Wagner 
Mittelschullehrerin 

Mitglied des Landesvorstandes der GEW Bayern

und 
Wolfram Witte 
Förderschullehrer

1 »Alles auf Los!«, PM vom 17.11.2017; vgl. gew.de
2 Die Expertise der beiden Referent*innen erschien im November 2017 unter glei-

chem Titel als GEW-Broschüre; Bestellungen bis 9 Stück: broschueren@gew.de; ab 
10 Stück im GEW-Shop: gew-shop@callagift.de; Einzelpreis 1,50 Euro zzgl. Versand-
kosten
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Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte

Die GEW Bayern nahm 2017 zum ersten Mal mit einer De-
legation an einem Treffen des CEYTUN1 teil. Das Netzwerk ver-
bindet junge Gewerkschafter*innen aus Zentraleuropa. Es soll 
den interregionalen Informationsaustausch befördern und eine 
Infrastruktur für künftige Kooperationen aufbauen. Neben den 
bayerischen Gewerkschafter*innen reisten zu dem Treffen in 
Krakau Teilnehmer*innen aus Polen, Österreich, der Slowakei, 
Tschechien und Ungarn an. 

Die Workshops waren dem Thema »Populism on the Rise«2 
gewidmet und regten zur Suche nach Strategien im Umgang 
mit populistischer Politik an. Angesichts neuer populistischer 
Bewegungen in Zentraleuropa sollten Gewerkschaften insbe-
sondere auf einem sozialen Dialog beharren. Sie können nur Lö-
sungen akzeptieren, die ihnen nicht nur inhaltlich entsprechen. 
Gewerkschafter*innen müssen auch an ihrem Entstehungspro-
zess mitwirken. Gewerkschaftliche Pressearbeit und ihre externe 
Kommunikation sollten dahingehend rasch forciert und optimiert 
werden, damit gewerkschaftliche Botschaften in der Gesellschaft 
ankommen und die Lohnabhängigen nicht mehr die wählen, die 
gegen ihre Interessen agieren. Gleichzeitig gilt es, einen internen 
Demokratisierungsprozess voranzutreiben, um durchlässig und 
integrativ zu werden. 

Am Ende des Treffens verabschiedeten die Teilnehmer*innen 
ein Manifest, in dem vier Punkte festgehalten wurden, die in den 
Gewerkschaften stark gemacht werden sollen:
1. To always act in line with our core values, such as freedom, 

equality, solidarity, justice, democracy, transparency and to 
never compromise about these values for any reason.3 

2. To invest in quality research for collecting reliable data to 
have a grounded base for discussions and positions and to be 
able to propose adequate solutions.4 

3. To educate and train members, including youth, about non-
negotiable core trade union values.5 

4. To use effective and targeted ways of internal and external 
communication to better transmit and promote our values, 
solutions, positions and messages.6

Nach dem internationalen Netzwerktreffen veranstaltete 
die GEW Bayern am 4.12.2017 eine Diskussionsveranstaltung 
mit Angieszka Dziemaniowicz-Bąk zum Schwerpunkt Polen im 
Münchner Gewerkschaftshaus. Agnieszka ist eine Politikerin und 
Aktivistin der 2015 gegründeten Partei Razem, die linke Werte 
und prekär Beschäftigte in Polen vertritt. 

Anders als die Weigerung Polens, eine europäische Flücht-
lingspolitik mitzutragen, und die allseits umstrittene Justizreform 
wurde der erste nationale Lehrer*innenstreik und die damit 
verbundene aufgeladene, innenpolitische Lage Polens von der 
Öffentlichkeit in Deutschland kaum wahrgenommen. Durch die 
Rückkehr zum sozialistischen Schulsystem und der damit verbun-
denen Abschaffung des Gymnasiums bangen derzeit 35.000 pol-
nische Lehrer*innen um ihre Zukunft. Schulen werden geschlos-
sen und Schüler*innen stehen weite Schulwege bevor. 

CEYTUN – Gewerkschafter*innen erteilen Populismus eine Absage
Angieszkas Meinung nach scheiterte zwar der Protest der 

Lehrkräfte gegen die im Oktober 2017 gestartete Reform, je-
doch trug dieser dazu bei, dass die Lehrer*innen ihre Identität 
als Arbeiter*innen entdeckten, die ihre Arbeitskraft an den Staat 
verkaufen.

Eine Einladung Angieszkas in das arbeitssoziologische Ober-
seminar von Prof. Dr. Ingrid Artus in Erlangen wenige Tage später 
ergänzte die Münchner Veranstaltung. In dem Oberseminar wur-
de die Logik kollektiver Aktionen im öffentlichen Dienst gegen-
über Streiks im privaten Sektor debattiert. Beide Veranstaltungen 
sollten einerseits über aktuelle Entwicklungen im Nachbarland 
und die Rolle der Lehrer*innen in der konservativen Revolution 
der PiS-Partei informieren und andererseits eine Diskussion über 
neue Proteststrategien im öffentlichen Dienst und transnationale 
Solidaritätsstrategien anregen.

von Peter Wegenschimmel
Landesfachgruppenausschuss Hochschule und Forschung  

Delegierter der GEW Bayern im CEYTUN

1 Central European Young Trade Unionist Network
2 Dt.: Populismus auf dem Vormarsch
3 Dt.: Es soll immer im Einklang mit unseren Grundwerten wie Freiheit, Gleichheit, 

Solidarität, Gerechtigkeit, Demokratie, Transparenz gehandelt werden und es sol-
len niemals Kompromisse hinsichtlich dieser Werte eingegangen werden.

4 Dt.: Es soll in Qualitätsforschung investiert werden, um zuverlässige Daten zu sam-
meln, damit man eine fundierte Grundlage für Diskussionen und Positionen hat 
und angemessene Lösungen vorschlagen kann.

5 Dt.: Die Mitglieder, einschließlich der Jugend, sollen hinsichtlich der nicht verhan-
delbaren Kernwerte der Gewerkschaft ausgebildet und geschult werden.

6 Dt.: Effektive und gezielte Wege der internen und externen Kommunikation sollen 
genutzt und gefördert werden, um unsere Werte, Lösungen, Positionen und Bot-
schaften besser verbreiten zu können.

 Download des Manifests: fes-socialdialogue.org/fileadmin/public/events-attach-
ments/ceytun_9_Manifesto.pdf

GEW-Kolleg*innen treffen 
finnische Gewerkschafter*innen

Mitte Dezember letzten Jahres erreichte die GEW Bayern 
eine Einladung von Frau Prof. Ueffing von der Hochschule für 
angewandte Wissenschaften München. Auf dem Programm 
stand ein Fachaustausch mit Kolleg*innen der Kindergarten-
lehrergewerkschaft Finnlands (Lastentarhandpettajaliitto – 
kurz LTOL). Einige GEW-Kolleg*innen folgten der Einladung 
und erlebten, dass den skandinavischen Ländern zwar immer 
noch der Ruf vorbildlicher Pädagogik und sozialstaatlichen 
Handelns vorauseilt, die Realität aber doch komplexer ist. So 
berichteten unsere Kolleg*innen, dass trotz eines traumhaf-
ten Organisationsgrades der finnische Wohlfahrtsstaat seit 
der Finanzkrise zusehends mehr ausgehöhlt würde, meist so-
gar ohne mit den Gewerkschaften über die einzelnen Schritte 
zu verhandeln. 

Trotzdem ist die Frühpädagogik in Finnland ein wichtiger 
Teil der Bildung, der gleichzeitig durch eine professionelle Di-
daktik unterfüttert wird. Woran es hier wie dort mangelt, ist 
die Wertschätzung. So ist z. B. auch in Finnland trotz eines 
langen gewerkschaftlichen Kampfes um gesellschaftliche An-
erkennung, Wertschätzung und Reputation das Einkommen 
in den Lehr- und Erziehungsberufen verglichen mit den Be-
rufsfeldern der Produktion eher gering.

Zum Abschluss wünschten sich die GEW-Kolleg*innen 
ein Fortsetzungstreffen 
mit den finnischen Kol-
leg*innen und eine In-
tensivierung des fach-
lichen Austausches mit 
Prof. Ueffing von der 
Hochschule.

von Dorothea Weniger
Einen ausführlicheren Be-
richt zu dem Treffen gibt es 
unter der Überschrift »Von-
einander lernen« auf gew.de 
(Navigation: »Mein Arbeits-
platz« – »Sozialpädagogische 
Berufe«).
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aus der GEW ... aus der GEW ... aus der GEW ... aus der GEW ... aus der GEW ... aus der GEW

die Folgen. Zudem sei die Mobile Reserve viel zu knapp bemes-
sen. 

Als kurzfristige Notmaßnahme hat die GEW zwar die einst-
weilige Aussetzung der externen Evaluation und des Lotsen-
dienstes von Grundschullehrkräften an Gymnasien und Realschu-
len gefordert, doch leider vergeblich, obwohl diese Maßnahmen 

den bayerischen Grund- 
und Mittelschulen ca. 
350 Lehrkräfte gebracht 
hätten. 

Erwin Saint Paul wies 
als Vertreter des Lan-
desvorstands der GEW 
auf die »JA 13«-Kampagne 
für Grund- und Mittel-
schullehrer*innen und 
die Protestaktionen der 
Lehrbeauftragten an den 
Universitäten hin. Die 
Kollegen Tobias Korter 
und Karl Matysiakiewicz 
werden sich künftig zu-
sammen mit dem Or-
ganisationssekretär der 
GEW Sebastian Jung um 
die GEW-Präsenz an der 
Universität Passau küm-
mern. Ziel ist zunächst 
die Neugründung einer 
GEW-Hochschulgruppe. 

Im Rahmen der Mit-
gliederversammlung wur- 
de auch gewählt: neben 

den Delegierten für die Landesvertreter*innenversammlung 
2018 auch der Beirat, das Leitungsgremium des Bezirksver-
bandes. Dieser trat am 20. Dezember zusammen und wählte 
mich, Alfons Kitzinger, zum Sprecher. Stellvertreter sind Tobias 
Korter und Reinhold Sixt. Als Nächstes ist nun eine Veranstaltung 
mit »Nachqualifikant*innen« geplant.

von Alfons Kitzinger

Ein Sprichwort der Dakota, einer Stammesgruppe der Sioux, 
lautet: »Wenn du merkst, dass du ein totes Pferd reitest, steig 
ab!« Mit der GEW Niederbayern hat dieses Sprichwort nichts 
zu tun, denn ihre rund 270 Mitglieder sind sehr lebendig. Aller-
dings fehlten ihr in jüngster Vergangenheit tragfähige Strukturen, 
und das in einer Zeit, die dringend sattelfeste Gewerkschaften 
braucht. Also startete der 
Kreisverband Straubing-
Bogen am 24. November 
2017 die seit Längerem 
angedachte Aktion »Wie-
derbelebung« mit einer 
Mitgliederversammlung 
in Landau a. d. Isar. 

Es kamen zwar keine 
Massen, aber eine an-
sehnliche Gruppe moti-
vierter GEWler*innen, 
um dem Bezirksverband 
wieder Beine zu machen. 
Zunächst beleuchtete ei- 
ne Datensammlung des 
Schuldirektors und Kol-
legen Günther Wöhl die 
Lage der niederbayeri-
schen Grund- und Mit-
telschulen. Das Ergebnis: 
ein Bild einer auf Flick-
werk hinauslaufenden 
Mangelverwaltung. Von 
den eingestellten Grund- 
und Mittelschullehrkräf-
ten wanderte in den letz-
ten Jahren über die Hälfte nach Oberbayern ab, kaum jemand 
mit Rückkehrchancen. Zwei Dritteln des Nachwuchses fehle eine 
Grund- und Mittelschulausbildung. Als »Nachqualifikant*innen« 
kämen sie aus dem Gymnasial- und Realschulbereich. Außerdem 
werde überall gespart: Jahrgangskombinierte Klassen, kaum 
Personalzuweisungen für Arbeitsgemeinschaften und Neigungs-
gruppen und wiederholte Zusammenlegung von Unterricht seien 

Neustart der GEW in Niederbayern

V on hie r a n ge ht

e s a ufw ä rt s !

Gunzenbachstr. 8, 7 6 5 3 0 B a d e n -B a d e n
www.leisberg-klinik.de • info@leisberg-klinik.de

Eine kleine, wunderschön gelegene private Klinik für psychothera-
peutisch-psychiatrische Indikationen. Sehr engagierte Mitarbeiter
nehmen sich Zeit, um mit Ihnen in Kontakt zu kommen und Sie auf
Ihrem Weg in Richtung auf Ihre Gesundungsziele zu begleiten. Man
wird nie gern krank, aber hier ist der Ort, an dem aus der Erkrankung
eine sinnvolle Kurskorrektur werden kann!

Tel.  Beratung:
07221/ 39 39 30

Indikationen: Belastungs- und Erschöpfungsreaktionen („Burn-out“), Depres-
sionen, Ängste und Panik, Essstörungen, Schlafstörungen, Schmerzen

Kostenübernahme: Alle privaten
Krankenversicherungen und die Beihilfe

Der neue GEW-Beirat (v. l. n. r.): Alfons Kitzinger, Maria Holaka, Tobias Korter, Erwin 
Saint Paul (Gast, Schatzmeister der GEW Bayern), Reinhold Sixt, Karl Matysiakewicz, 
Eduard Häring
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Werden auch Sie Teil unserer starken Gemeinschaft und bereichern Sie unsere beruflichen Schulen ab dem  
Schuljahr 2018/2019 als

Lehrkräfte (m/w) mit der Befähigung für das Lehramt an beruflichen Schulen
Fachrichtungen: Wirtschaftspädagogik, Elektro- und Informationstechnik, Metalltechnik, Bautechnik, Ernährungs- und Hauswirtschaftswissenschaften, Gesundheits- 
und Pflegewissenschaften oder Sozialpädagogik 
Besoldungsgruppe A 13 BayBesG bzw. Entgeltgruppe 13 TVöD, unbefristet 
Einsatzbereich: Berufliche Schulen 
Stellen-ID: 22-HC0006

Ihre Aufgaben:  
Gesucht werden engagierte Lehrkräfte mit hoher Fach- und Sozialkompetenz für den Einsatz an beruflichen Schulen (inklusive Fach- und Berufsoberschule), die den 
Weg einer modernen Schulentwicklung mitgehen und team- und handlungsorientiert unterrichten, zeitgemäße Medien im Unterricht einsetzen, mit ihren kreativen 
Ideen die Qualität der beruflichen Schulen fördern und sich auch außerhalb der unterrichtlichen Tätigkeit für die Schulgemeinschaft engagieren.

Ihr Profil: 
Es können nur Bewerberinnen und Bewerber berücksichtigt werden, welche die 2. Staatsprüfung für das Lehramt an beruflichen Schulen in einer der oben 
genannten Fachrichtungen erfolgreich abgelegt haben.

Kontakt:  Frau Hegemann, Tel. 0911 / 231-2346 (gewerbliche Schulen) 
Frau Leonhardt, Tel. 0911 / 231- 2981 (kaufmännische Schulen)

Bewerbungsfrist: Bitte bewerben Sie sich baldmöglichst, da die Auswahlverfahren zeitnah beginnen werden.

Bitte senden Sie Ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen unter Angabe der Stellen-ID an die Stadt Nürnberg, Personalamt, Fünferplatz 2, 90403 Nürnberg.  
Bitte verwenden Sie nur Kopien, eine Rücksendung der Unterlagen kann nicht erfolgen.

Die Informationen im Stellenmarkt unter karriere.nuernberg.de sind Bestandteil dieser Stellenausschreibung. 
 
Chancengleichheit ist die Grundlage unserer Personalarbeit 
 
karriere.nuernberg.de

NICHT ALLS MUSTER VERWENDEN

Werden auch Sie Teil unserer starken Gemeinschaft und bereichern Sie uns als

Schulleiter (m/w) Johannes-Scharrer-Gymnasium
Besoldungsgruppe A 16 BayBesG, analog Entgeltgruppe E15Ü TVü-VKA, unbefristet
Die Stelle ist in Vollzeit zu besetzen. Die Position wird zunächst zum Führen auf Probe übertragen.
Einsatzbereich: Johannes-Scharrer-Gymnasium, Nürnberg
Stellen-ID: 21-HS2805

Ihre Aufgaben: 
Ihre Aufgaben umfassen neben dem Unterricht insbesondere fachliche und didaktisch-pädagogische Aufgaben (z.B. Steuerung der pädagogischen Schulentwicklung 
und des Qualitätsmanagements, Festlegung von Grund sätzen und Richtlinien der pädagogischen Arbeit, Initiierung neuer pädagogischer Ansätze sowie innovativer 
Unterrichtskonzepte und Sicherstellung der fachlich-inhaltlichen Aufgabenerfüllung auf allen Ebenen), ad mini strative Aufgaben (z.B. organisatorische (Schul-)
Verwaltungsaufgaben, schulrechtliche Fragen, Regelung / Koordi nation des Personaleinsatzes, verantwortliche Steuerung des Schulbudgets, unter Berück sichtigung 
der An for derungen einer offenen Ganztagsschule), Aufgaben im Bereich Personal (z.B. Mitarbeiter führung, Personal entwicklung ausgerichtet auf die Ziele der 
Schulentwicklung und des Qualitätsmanagements, Gestaltung eines sozialverträglichen Schulklimas).

Ihr Profil:
Berücksichtigt werden können nur Bewerber/innen mit Erster und Zweiter Staatsprüfung für das Lehramt an Gymnasien und (Unterrichts-)Erfahrung an einem 
Gymnasium oder an einer Schule mit vergleichbarem Ausbildungsziel ab BesGr. A15 bzw. EG.15 TVöD bzw. vergleichbar. Sie verfügen über ausgeprägte pädagogische 
Fähigkeiten, vertiefte pädagogische Kenntnisse, fundierte fachliche Kenntnisse, gute Kenntnisse des Schulrechts, Organisationstalent und Innovationsfähigkeit, 
ausgeprägte Sozial kompetenz, überdurchschnittliche Einsatzbereitschaft und Belastbarkeit, Kommunikations- und Kontakt fähig keit, gute Führungseigenschaften, 
Aufgeschlossenheit für neue pädagogische Entwicklungen sowie fundierte Erfahrungen in der Schulentwicklung insbesondere im Qualitätsmanagement.

Kontakt: Frau Haupt, Tel. 0911 / 231-2582
Bewerbungsfrist: 28.02.2018

Bitte senden Sie Ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen unter Angabe der Stellen-ID an die Stadt Nürnberg, Personalamt, Fünferplatz 2, 90403 Nürnberg. 
Bitte verwenden Sie nur Kopien, eine Rücksendung der Unterlagen kann nicht erfolgen.

Die Informationen im Stellenmarkt unter karriere.nuernberg.de sind Bestandteil dieser Stellenausschreibung.

Chancengleichheit ist die Grundlage unserer Personalarbeit

karriere.nuernberg.de



21DDS Januar/Februar 2018

Interessante GEW-Veranstaltungen ab Februar 2018
Die Übersicht wird ständig aktualisiert, entsprechende Hinweise bitte an Susanne Glas in der GEW-Landesgeschäftsstelle: susanne.glas@gew-bayern.de

1  Anmeldung nötig, falls nicht anders angegeben: GEW Bayern, Susanne Glas, susanne.glas@gew-bayern.de, Tel.: 089 54408116, Fax: 089 5389487   2  TN-Gebühr

15.2.2018 Sind die politischen Kategorien links und rechts zu Zeiten des Populismus 
noch sinnvoll? Referent: Prof. Dr. Klaus Schubert, em. Politikwissenschaftler. 
Eine Veranstaltung des Büros für Lebenserfahrung der GEW Nürnberg.

Informations- und 
Diskussionsabend

Nürnberg
DGB-Haus
18.00 Uhr

23.2.2018 PC-Seminar für Senior*innen. 
Mit Manfred Doetsch, GEW Bayern.
Anmeldeschluss war bereits. Bei Intesse nach freien Plätzen fragen.

Tagesseminar München
Berufsschulzentrum
13.00 - 17.30 Uhr

23.-24.2.2018 Psychische Belastung – Fakten, Rechtliches, Gegenstrategien.1, 2

Referent: Prof. Dr. Klaus Weber, Sozialpsychologe, Hochschule München.
Anmeldeschluss war bereits. Bei Interesse nach freien Plätzen fragen.

Zwei-Tages-Seminar Neumarkt i. d. Opf.
Hotel Schönblick
Fr. - 16.00 - Sa. 16.00 Uhr

24.2.2018 Feministische Aspekte in der Diskussion um das bedingungslose Grund-
einkommen. Mit Dr. Antje Schrupp.
Eine Veranstaltung des Landesfrauenausschusses der GEW Bayern.

Informationsveran-
staltung

Nürnberg
DGB-Haus
10.30 - 13.30 Uhr

3.-4.3.2018 Brecht-Festival. Referentin: Dr. Katharina Städtler, GEW Bayern. 
TN-Beitrag: 100 Euro, GEW-Mitglieder 20 Euro. 
Anmeldeschluss war bereits. Bei Interesse nach freien Plätzen fragen.

Zwei-Tages-Seminar Augsburg
IBIS-Hotel
Sa. 10.00 - So. 16.00 Uhr

13.3.2018 Geld, Gesellschaft und Gewalt. Referent: Dr. Eugen Drewermann.
Mit kultureller Stadtführung. Ein Fachtag des Landesausschusses für Seniorin-
nen und Senioren der GEW Bayern. Anmeldeschluss: 6.3.2018

Fachtag mit 
Stadtführung

Nürnberg
DGB-Haus
11.00 - 16.00 Uhr

16.3.2018 PC-Seminar für Senior*innen. 
Mit Manfred Doetsch, GEW Bayern.
Anmeldeschluss: 23.2.2018

Tagesseminar München
Berufsschulzentrum
13.00 - 17.30 Uhr

13.-14.4.2018 Ernst Grube – Zeitzeuge. Von einem, der nicht aufgibt. Mit Ernst Grube, 
Dachauer Lagergemeinschaft, und Peter Poth, Lehrer. 
TN-Beitrag: 100 Euro, für GEW-Mitglieder frei. Anmeldeschluss: 9.2.2018

Zwei-Tages-Seminar Neumarkt i. d. Opf.
Hotel Schönblick
Fr. - 16.00 - Sa. 16.00 Uhr

14.-15.4.2018 Gewaltfreie Kommunikation am Arbeitsplatz.1, 2  

Referentin: Elfi Göpfert, Lehrerin, Trainerin für gewaltfreie Kommunikation. 
TN-Beitrag: 100 Euro, für GEW-Mitglieder frei. Anmeldeschluss: 9.2.2018

Zwei-Tages-Seminar Pelham
Hotel Seeblick
Sa. 10.30 - So. 15.30 Uhr

20.-21.4.2018 Literatur von Migrant*innen.1, 2 

Referentin: Dr. Katharina Städtler, GEW Bayern. 
TN-Beitrag: 100 Euro, für GEW-Mitglieder frei. Anmeldeschluss: 20.2.2018

Zwei-Tages-Seminar Stein
Tagungshaus Frauenwerk
Fr. 16.00 - Sa. 16.00 Uhr

27.4.2018 Aktive Grenzsetzung im Berufsalltag von/für Frauen.1, 2 Referentin: Judith 
Barnickel, Lehrerin, Trainerin für Gewaltprävention. TN-Beitrag: 50 Euro, für 
GEW-Mitglieder frei. Anmeldeschluss: 21.2.2018. Näheres s. unten.

Tagesseminar Nürnberg
Caritas-Pirckheimer-Haus
10.00 - 16.00 Uhr

27.-29.4.2018 Geschichte der GEW Bayern. Referenten: Schorsch Wiesmaier und Wolfram 
Bundesmann. TN-Beitrag: 150 EUR, für GEW-Mitglieder frei. 
Anmeldeschluss: 23.2.2018

Drei-Tages-Seminar Frauenchiemsee
Abtei Frauenwörth
Fr. 16.00 - So. 14.00 Uhr

Fortbildung Gesunderhaltung am Arbeitsplatz

Aktive Grenzsetzungen im Berufsalltag  
von/für Frauen

(Studentinnen, Erzieherinnen, Lehrerinnen, Sozialpädagoginnen …)

Freitag 27.4.2018, 10-16 Uhr
Caritas-Pirkheimer-Haus, Nürnberg, Königstraße 64

Respektlosigkeit, Geringschätzung, Unverschämtheiten … In vielen Fällen 
geht es vor allem – unabhängig vom Alter oder Status – um das Austesten 
von Machtstrukturen. Ziel ist ein selbstbewusstes, situationsangemesse-
nes und professionelles Agieren und Reagieren bei verbalen, körperlichen 
und psychischen Grenzüberschreitungen. Unterschiedliche Rollenerwar-
tungen und Voraussetzungen v. a. im Geschlechterverhältnis bilden die 
Grundlage für 
• eine Analyse und daraus entstehende Veränderungsmöglichkeiten und
• ein effektives Handeln.
Das Einbringen von Beispielen aus dem Alltag ist wünschenswert, jedoch 
nicht Voraussetzung.

Referentin/Trainerin: Judith Barnickel, Lehrerin und Trainerin für 
geschlechtsspezifische Gewaltprävention

Bitte rechtzeitig Dienstbefreiung bei den Vorgesetzten beantragen und 
dazu die Fortbildungseinladung vorzeigen.

Eine Fortbildungsbescheinigung wird ausgestellt.
Anmeldung und Auskunft: Susanne Glas, GEW-Geschäftsstelle Bayern: 

susanne.glas@gew-bayern.de

Jetzt schnell noch anmelden! 
19. MaiMeeting der GEW 
vom 10. bis 13. Mai 2018

Das MaiMeeting ist die zentrale Bildungsveranstaltung der GEW für ihre 
Mitglieder und insbesondere für ihre Funktionärinnen und Funktionäre. Sie 
dient dem Austausch über die Grenzen der Landesverbände, Berufsfelder 
und GEW-Organisationsbereiche hinweg. Neben Workshops mit versierten 
Trainerinnen und Trainern bietet die GEW auch kulturelle Highlights und 
politische Abendveranstaltungen an. Das 19. MaiMeeting findet im Hotel 
Müggelsee in Berlin statt. Die Bildungsstätte liegt direkt am gleichnamigen 
See in Köpenick.
Workshops:
1. Ehrenamtlich Aktive für GEW-Untergliederungen gewinnen
2. Identitäten, Kulturen und Vielfalt – Wie wir das Internet und neue Arbeits-

formen für die Prävention gegen Ausgrenzung, Rassismus und Hass nutzen 
können

3. Das Eigene und das Fremde – gesellschaftliche Herausforderungen für eine 
gelingende Integration

4. In Bewegung kommen – ein theaterpädagogischer Workshop
5. Diversitätsbewusst und diskriminierungskritisch mit dem Anti-Bias-Ansatz
6. Lebens- und Arbeitszeit. Gesellschaftliche Probleme und (gewerkschafts-)

politische Perspektiven

Wir freuen uns auf zahlreiche Anmeldungen! 
Wichtig: Anmeldeschluss ist bereits am 14. Februar 2018

Weitere Informationen (z. B. zu den Workshops und Kosten) sowie 
Anmeldung: gew.de/maimeeting

Nachfragen bitte an: Nicole Lund, GEW-Hauptvorstand, Reifenberger Straße 21, 60489 
Frankfurt/Main, Tel. 069 78973209, Fax: 069 78973102, E-Mail: nicole.lund@gew.de
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Mit diesen Meldungen wandte sich die GEW seit 
dem 15. November 2017 an die Presse
n PM 32 v. 15.11.2017: Die Bildungsgewerkschaft GEW 

lädt ein: Inklusion. Weiter denken! – Herausforderun-
gen, Erfolge und zukünftige Aufgaben inklusiv arbeiten-
der Schulen

n PM 33 v. 28.11.2017: Größter Weiterbildungsanbie-
ter bald ohne Tarifvertrag – Tarifverhandlung beim bfz 
kommt nur schleppend voran

n PM 34 v. 4.12.2017: Die Bildungsgewerkschaft GEW for-
dert die bayerische Staatsregierung auf, sofort die Ab-
schiebung von Schüler*innen zu stoppen. Das Innenmi-
nisterium betreibt Abschiebungen aus Gymnasium, Be-
rufsfachschule und Berufsschule in Oberfranken und der 
Oberpfalz.

n PM 35 v. 20.12.2017: GEW: »Sparmaßnahmen auf Kos-
ten der Arbeitslosenversicherung stoppen!«

n PM 36 v. 20.12.2017: Die GEW Bayern fordert ein Ende 
der Einschränkungen des Rechts auf Bildung für Flücht-
linge, besonders in den Abschiebelagern des Freistaats

Alle Pressemitteilungen der GEW Bayern sind hier zu finden: 
gew-bayern.de

Sonntag, 
25. Februar 2018
Kino: City 2
Sonnenstraße 12 
München 
Beginn: 11.00 Uhr 
Es gibt 221 Plätze.

DAS SCHWEIGENDE KLASSENZIMMER
DAS SCHWEIGENDE KLASSENZIMMER erzählt ein bewegendes Kapitel 
aus dem Tagebuch des Kalten Krieges, basierend auf den persönlichen 
Erlebnissen und der gleichnamigen Buchvorlage von Dietrich Garstka – 
einer der insgesamt 19 ehemaligen Schüler*innen, die 1956 mit einer 
einfachen menschlichen Geste einen ganzen Staatsapparat gegen sich 
aufbrachten.
1956: Bei einem Kinobesuch in Westberlin sehen die Abiturienten 
Theo (Leonard Scheicher) und Kurt (Tom Gramenz) in der Wochen-
schau dramatische Bilder vom Aufstand der Ungarn in Budapest. 
Zurück in Stalinstadt entsteht spontan die Idee, im Unterricht eine 
solidarische Schweigeminute für die Opfer des Aufstands abzuhalten. 
Doch die Geste zieht viel weitere Kreise als erwartet: Während ihr Rek-
tor (Florian Lukas) zwar zunächst versucht, das Ganze als Jugendlaune 
abzutun, geraten die Schüler*innen in die politischen Mühlen der noch 
jungen DDR. Der Volksbildungsminister (Burghart Klaußner) verurteilt 
die Aktion als eindeutig konterrevolutionären Akt und verlangt von 
den Schüler*innen innerhalb einer Woche den Rädelsführer zu benen-
nen. Doch die Schüler*innen halten zusammen und werden damit vor 
eine Entscheidung gestellt, die ihr Leben für immer verändert …
Als Regisseur und Drehbuchautor fungierte der mehrfach ausgezeich-
nete Lars Kraume (u. a. Deutscher Filmpreis 2016 für »Der Staat gegen 
Fritz Bauer«).
Unterrichtsmaterial wird kostenlos vom Filmverleiher auf der Film-
webseite sowie auf unserer GEW-Homepage zur Verfügung gestellt. 
Vorstellungen für Schulklassen und Studierendengruppen sind ab Ki-
nostart möglich. DAS SCHWEIGENDE KLASSENZIMMER richtet sich an 
die älteren Klassen SEK I, SEK II, Berufs- und Fachschüler*innen sowie 
Studierende der Pädagogik. Der Film eignet sich insbesondere für ein-
en Einsatz in den Fächern Geschichte, politische Bildung, Sozialkunde, 
Gesellschaftskunde, Philosophie, Religion, Ethik, Deutsch, Erziehun-
gswissenschaft, Pädagogik sowie für fächerübergreifende Projekte, 
Schulprojekte und AGs. 
DAS SCHWEIGENDE KLASSENZIMMER hat von der Film- und Medien-
bewertung FBW das Prädikat »besonders wertvoll« bekommen.
Kinostart: 1.3.2018
Filmwebsite: www.DasSchweigendeKlassenzimmer.de
FB: www.facebook.com/ARTHAUS
Filmverleiher: STUDIOCANAL

Einladung zur 
nächsten 
GEW-Film-Preview
in München

Im Februar 2018 erhält den LesePeter das Jugendbuch
Lena Gorelik: Mehr Schwarz als Lila
Rowohlt Verlag • Reinbek 2017 • 256 S. • 19,95 EUR  
ab 14 Jahre • ISBN 978-3871341755
Lena Gorelik legt mit »Mehr Schwarz als Lila« einen beeindru-
ckenden Roman über Freundschaft, Liebe und den einen Moment 
vor, in dem alles aufs Spiel gesetzt wird. Es geht dabei um einen 
Kuss und irgendwie auch um Auschwitz. Die Sprache von Lena 
Gorelik zur Darstellung der fragilen Lebenskonstruktion einer 
17-Jährigen ist beeindruckend knapp, poetisch und tiefgehend.

Der LesePeter ist eine Auszeichnung der Arbeitsgemein-
schaft Jugendliteratur und Medien (AJuM) der GEW für ein 
herausragendes aktuelles Buch der Kinder- und Jugend-
literatur. Die ausführliche Rezension (mit pädagogischen 
Hinweisen) gibt es unter AJuM.de (Datenbank) oder unter 
LesePeter.de.

Spendenaufruf 
 

Der Heinrich-Rodenstein-Fonds der GEW hilft 
verfolgten Gewerkschafterinnen  

und Gewerkschaftern. 

In den letzten Monaten mussten immer  
mehr Kolleg*innen unterstützt werden: 
Aktuell sind es rund dreißig Geflüchtete  

und ihre Familien. 

Für sie bittet die GEW unter dem Motto  
»Hilfe für Geflüchtete«  
um Spenden: gew.de
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Diese Treffen finden regelmäßig statt, nicht jedoch in den Ferienzeiten. Die Übersicht wird ständig aktualisiert, entsprechende Hinweise bitte an die DDS-Redaktion:
Dorothea Weniger • GEW Bayern • Schwanthalerstr. 64 • 80336 München • 089 69393206 • Fax: 089 5389487 • Dorothea.Weniger@gew-bayern.de

Altötting Mühldorf Treffen nach Vereinbarung. Termine auf Anfrage 
Kontakt: Jochen Peters,  08639 5330, jochenpeters8@aol.com 
oder Karin Ebensperger, karinebensperger@gmx.de 
Ansbach Pädagogischer Stammtisch in regelmäßigen Abständen, 
Termine dazu und weitere Informationen: www.gew-ansbach.de 
Kontakt: Günther Schmidt-Falck,  09802 953142
Aschaffenburg/Miltenberg Termine und Themen der Treffen siehe  
Aktionskalender auf www.gew-aschaffenburg.de 
Kontakt: Christiane Hirsch-Holzheimer,  06024 7723
Augsburg Termine und Informationen auf www.gew-augsburg.de 
Treffen jeden 1. Donnerstag im Monat ab 19.30 Uhr  
im Augsburger GEW-Büro, Schaezlerstr. 13 1/2
Kontakt: Tobias Bevc, info@gew-augsburg.de
Bad Neustadt Treffen nach Vereinbarung
Kontakt: Wolfgang Büchner,  09773 8286
Bad Tölz/Wolfratshausen  
Offener Treff jeden 1. Donnerstag im Monat 
20.00 Uhr, Ratsstuben Geretsried
Kontakt: Andreas Wagner,  08171 965605
Bamberg Termine/Themen der Treffen siehe: www.gew-oberfranken. de 
Kontakt: Ernst Wilhelm,  0951 67888
Bayreuth/Kulmbach Treffen jeden 3. Donnerstag im Monat außerhalb der 
Ferien, 19:00 Uhr, Gaststätte »Die Laus«, Bayreuth, Hoffmann-Von- Fallersleben-Str.  24 
Kontakt: kv.bayreuth-kulmbach@gew.bayern
Coburg jeden 2. Mittwoch im Monat, 20.00 Uhr,
Da Mario, Sally-Ehrlich-Str.7, Coburg
Kontakt: Jürgen Behling,  09566 808060, schmitt.behling@t-online.de
Donau-Ries/Dillingen mittwochs nach Vereinbarung, 19.30 Uhr, 
Posthotel Traube Donauwörth
Kontakt: Gudula Zerluth,  09090 3986, zerluth@web.de
Erding Stammtisch jeden dritten Donnerstag des Monats (außer Ferien)
19.30 Uhr beim Wirt in Riedersheim
Kontakt: Paul Horn,  089 32667970, paulhorn@web.de
Erlangen jeden Dienstag Sprechstunden von 17.00 -18.00 Uhr,  
Arbeitslosenberatung: jeden 1. + 3. Mittwoch im Monat,  
18.00 – 19.00 Uhr, Friedrichstr. 7
Kontakt:  09131 8119451, info@gew-erlangen. de,  
www.gew-erlangen.de
Forchheim jeden 2. Donnerstag im Monat, 19.30 Uhr
Vogelgässler, Vogelstr. 16
Kontakt: Andreas Hartmann,  09191 702432
Freising Termine auf Anfrage 
Kontakt: Tina Buchberger,  0160 95908582
Fürstenfeldbruck/Dachau 
Treffen nach Vereinbarung, Kontakt: Margot Simoneit 
  08141 539154, margot.simoneit@gew.bayern
Fürth Sprechzeiten im GEW Bezirksbüro, Luisenstr. 2 90762 Fürth  
am Mittwoch von 14.15 - 16.15 Uhr  
(s. a. Stammtisch unter Nbg./Fürth)
Hof-Wunsiedel Treffen jeden zweiten Donnerstag im Monat,  
abwechselnd in Hof bzw. Selb, Ort und Termin: www.gew-oberfranken.de
Kontakt: Karl-Heinz Edelmann, edekarl@yahoo.de
Ingolstadt/Eichstätt/Neuburg  
offene Vorstandssitzung am 3. Donnerstag im Monat ab 17.30 Uhr  
im Café Maximilians, Schäffbräustr. 23, Ingolstadt 
Kontakt: L. Peter Thierschmann,  0179 2921459
Kempten/Oberallgäu Treffen nach Vereinbarung 
Kontakt: michabaumueller@web.de
Lindau Treffen nach Vereinbarung
Kontakt: David Glaeser, glaeser.david@t-online.de
Main-Spessart Treffen nach Vereinbarung
Kontakt: Elfriede Jakob-Komianos,  09352 5768
oder Wolfgang Tröster,  09353 8181
Memmingen/Unterallgäu Termine auf Anfrage 
Kontakt: Stefan Kohl,  08331 6400009, gew-unterallgaeu@gmx.de
München Fachgruppe Berufliche Schulen Termine auf Anfrage
Kontakt: Joe Lammers,  089 3088243
München Fachgruppe Grund- und Mittelschulen
Termine: gew-muenchen.de
Ansprechpartnerin: Christiane Wagner, christiane.wagner@gew-bayern.de
München Fachgruppe Gymnasien Termine auf Anfrage
Kontakt: Andreas Hofmann, andreas.hofmann@gew-bayern.de

München Fachgruppe Hochschule und Forschung 
Termin: Vgl. gew-muenchen.de/fachgruppen/hochschuleforschung/huf/
Kontakt: huf@gew-muenchen.de
München Fachgruppe Realschulen Termine auf Anfrage
Kontakt: Michael.Hemberger, hembergermichi@gmail.com
München Fachgruppe Sonderpädagogische Berufe
Termine: www.gew-muenchen.de
Kontakt: Wolfram Witte,  089 134654
München Fachgruppe Sozialpädagogische Berufe
jeden 1. Mittwoch im Monat, 19.00 Uhr, DGB-Haus
Programm: www.gew-muenchen.de
München Lehramtskampagne an der Universität  
und GEW-Studierende, Kontakt: la-m@gew-bayern.de
München AK Personalräte und Vertrauensleute  
monatlich Treffen: Mittwoch 17.00 Uhr, DGB-Haus, Termine auf Anfrage
Kontakt: Hacki Münder,  089 4483916, Franz Stapfner,  089 5805329
München GEW-Seniorinnen und Senioren 
Jour-fixe jeden dritten Montag im Monat, 17.00 - 19.00 Uhr, DGB-Haus
Kontakt: Elisabeth Reiter, e.reiter@link-m.de
München Arbeitsgemeinschaft Jugendliteratur und Medien (AJuM)
Treffen nach Vereinbarung 
Kontakt: daniela.kern@ajum.de,  0170 5430455
Neumarkt/Oberpfalz  
Treffen: Mittwoch nach Vereinbarung, 19.30 Uhr, Plitvice
Kontakt: Sigi Schindler,  09185 1091
Neu-Ulm/Günzburg  
Treffen: monatlich, Termin auf Anfrage
Gasthaus Lepple, Vöhringen oder Zur Goldenen Traube, Witzighausen
Kontakt: Ulrich Embacher,  07307 23396
Nürnberg Fachgruppe Berufliche Schulen
Treffen nach Vereinbarung
Kontakt: Steffi Ungethüm, Steffi.Ungethuem@stadt.nuernberg.de
Nürnberg Fachgruppe Grund- und Hauptschulen 
Termine und Infos unter www.gew-nuernberg.de
Kontakt: Werner Reichel,  0911 301491
Nürnberg Fachgruppe Sozialpädagogische Berufe, Monatliche Treffen. 
Kontakt: Mario Schwandt,sozpaedberufe@gew-nuernberg
Nürnberg/Fürth FG Sonderpädagogische Berufe Mittelfranken  
Termine und Infos unter: www.gew-fachgruppe.sopaed.net
Kontakt: Stephan Stadlbauer,  0911 7360310
Nürnberg/Fürth offener Stammtisch für alle Fachgruppen  
Treffen nach Vereinbarung. 
Kontakt: gew-mittelfranken@nefkom.net,  0911 6589010
Nürnberg Büro für Lebenserfahrung
Aktivitäten und Infos www gew-nuernberg.de
Kontakt: Wolfgang Streidl wastreidl@yahoo.de,    0171 9275449
Nürnberger Land Termine auf Anfrage
Kontakt: Hermann Hagel,  09128 729051
Pfaffenhofen jeden 2. Donnerstag im Monat 
20.00 Uhr, Griechisches Restaurant Aphrodite in Niederscheyern
Kontakt: Norbert Lang-Reck,  08441 71192
Regensburg jeden 2. Donnerstag im Monat, ab 19.30 Uhr, Stefanos, 
Bruderwöhrdstr. 15, Bürozeit: jeden Donnerstag außerhalb der Ferien 
von 16.00-17.00 Uhr im Büro Richard-Wagner-Str. 4/I, rückw.
Kontakt: Peter Poth,  0941 566021
Rosenheim/Kolbermoor jeden 3. Mittwoch im Monat, 
19.00 Uhr, im »Z – linkes Zentrum«, Innstr. 45, Rosenheim
Kontakt:  01523 4722681
Schweinfurt jeden 2. Mittwoch im Monat, 19.00 Uhr
Kontakt: Karl-Heinz Geuß,  09721 186936
Sulzbach-Rosenberg jeden 3. Mittwoch im Monat, 19.00 Uhr
Gaststätte Sperber
Kontakt: Manfred Schwinger,  09661 7755
Weiden jeden 2. Monat, 19.30 Uhr, an wechselnden Orten
Termine auf Anfrage: rduetsch@t-online.de 
Kontakt: Richard Dütsch,  0961 23488
Weilheim-Schongau/Garmisch-Partenkirchen Termine auf Anfrage 
Kontakt: Giulia Reich,  08861 241062, gewgiuliareich@online.de
Weißenburg (Mfr.) jeden 1. Donnerstag im Monat, 19.00 Uhr Casino
Kontakt: Harald Morawietz, post@gew-wug.de, www.gew-wug.de
Würzburg monatliche Treffen, Termine auf Anfrage, 
19.00 Uhr, Gaststätte »Am Stift Haug«, Textorstr. 24, 97070 Würzburg
Kontakt: Jörg Nellen,  0931 29194129, gewwue@aol.com
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